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Der Kommentar

Der Breitbandzugang als Universaldienst 
"Buddeln für Breitband" so lautet der-
zeit das Motto in Hegensdorf. Was ist 
geschehen? Die 1.000 Einwohner der 
Gemeinde Hegensdorf im Sauerland 
wollen es nicht länger hinnehmen, 
das Internet nur per Modem oder 
ISDN zu erreichen. Sie wollen wie so 
viele Anschluss an das moderne 
Breitbandnetz über DSL. Da aber 
weder die Telekom noch alternative 
Anbieter den Hegensdorfern dabei 
geholfen haben, nehmen diese nun 
im wortwörtlichen Sinne die Schippe 
selbst in die Hand: Sie verlegen in Ei-
genarbeit ein Glasfaserkabel über 1,3 
km zum nächsten Netzknoten der Te-
lekom, um von dort Zugang zum 
DSL-Netz zu bekommen. 

"Weiße Flecken" in der 
Breitbandversorgung 
So wie Hegensdorf ergeht es nach 
unbestätigten Schätzungen Hunder-
ten, wenn nicht gar Tausenden Ge-
meinden in Deutschland: Die Bürger 
und Unternehmen wollen breitbandi-
gen Zugang zum Internet nutzen, a-
ber ihre Stadt, ihre Gemeinde oder ihr 
Stadtteil wird weder von der Telekom, 
noch von ihren Wettbewerbern noch 
von Kabel- oder Mobilfunkunterneh-
men mit DSL oder anderen Formen 
des Breitbandzugangs versorgt. Nach 
den (wahrscheinlich zu optimisti-
schen) Schätzungen der Bundesre-
gierung teilen etwa eine Million Haus-
halte in Deutschland das Schicksal 
der Hegensdorfer. Nach anderen 
(wahrscheinlich eher etwas pessimis-
tischen) Schätzungen sind es fünf bis 
sechs Millionen Haushalte. Hier liegt 

das erste Problem: Keiner weiß ge-
nau, wie groß die Unterversorgung 
mit Breitbandzugang tatsächlich ist 
und die, die es genau(er) wissen, wol-
len dieses Wissen nicht verbreiten 
oder mit anderen teilen. 

In vielen Teilen des Landes erhebt 
sich Protest gegen die fehlenden Zu-
gangsmöglichkeiten zu DSL oder an-
deren Formen des Breitbandzugangs: 
Bürgermeister bedrängen die Tele-
kom Leitungen zu schalten. Viele 
Gemeinden stehen unter dem Druck 
von kleinen und mittleren Betrieben, 

die mangels Breitbandzugang mit 
Abwanderung drohen oder ihre be-
triebliche Ansiedlung an anderer Stel-
le vornehmen. Bürger äußern ihre 
Unzufriedenheit in Bürgerinitiativen. 

Aktionen und Aktionismus 
In vielen Teilen der Republik ist in-
zwischen auch ein Aktionismus aus-
gebrochen, der von der guten Absicht 
getragen ist, etwas gegen die "wei-
ßen Flecken" der Breitbandversor-
gung zu tun. So ist die Breitbandver-
sorgung bislang in nahezu jedem 
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Landtag Gegenstand parlamentari-
scher Anfragen oder Entschließungen 
geworden. Die Landesregierungen 
vergeben Gutachten und (beschränk-
te) Fördermittel zur Verbesserung der 
Breitbandversorgung. Die Schleswig-
Holsteinische Landesregierung etwa 
hat einen Fonds zur Förderung der 
Breitbandversorgung bereitgestellt. 
Landkreise, wie etwa Osterholz in 
Niedersachsen, initiieren eigene Mo-
dellprojekte. Der Bundesminister für 
Ernähung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz hat für 2008 ein 
Programm zur Förderung von schnel-
len Internetzugang im ländlichen 
Raum aufgelegt. Das Bundeswirt-
schaftsministerium will am Beispiel 
einzelner Gemeinden "durch gezielte 
Informationen Hilfe zur Selbsthilfe" 
bei bislang unversorgten Gemeinden 
leisten. Die Bundesnetzagentur hat 
WiMAX-Frequenzen vergeben, mit 
denen Breitbandzugang über statio-
näre Funklösungen realisiert werden 
soll. 

Universaldienst als Tabu-
thema 
Es ist erstaunlich, dass von den (poli-
tisch) Verantwortlichen in Bund und 
Ländern (bislang jedenfalls) nicht das 
im Telekommunikationsgesetz vorge-
sehene Instrument der Festlegung 
des Breitbandzugangs als Universal-
dienstleistung aktiviert worden ist, um 
das Problem der (partiell) unzulängli-
chen Breitbandversorgung anzuse-
hen. Weil dieses Instrument so wenig 
Beachtung findet, sei hier § 78 Absatz 
1 des TKG zitiert:  

"[...] Universaldienstleistungen sind 
ein Mindestangebot an Diensten für 
die Öffentlichkeit, für die eine be-
stimmte Qualität festgelegt ist und zu 
denen alle Endnutzer unabhängig 
von ihrem Wohn- oder Geschäftsort 
zu einem erschwinglichen Preis Zu-
gang haben müssen und deren 
Erbringung für die Öffentlichkeit als 
Grundversorgung unabdingbar ge-
worden ist.[...]" 

Genau dieses Instrument war in den 
neunziger Jahren im Zuge der Markt-
liberalisierung entwickelt worden, um 
eventuellen Unzulänglichkeiten der 
Versorgung mit TK-Diensten im Wett-
bewerb zu begegnen. Es kann keine 
Frage sein, dass in der Bevölkerung 
der Breitbandzugang heute neben 
dem Telefondienst als telekommuni-
kative Grundversorgung verstanden 
wird. Dies sollte umso mehr gelten, 
wenn der Breitbandzugang künftig 
auch verstärkt den Telefonanschluss 
ersetzen wird. Der Breitbandzugang 
ist an unseren Schulen nicht mehr 
weg zu denken. Schüler können ohne 
breitbandigen Internetzugang kaum 

noch den Anforderungen des Bil-
dungssystems gerecht werden. 
Selbst in der älteren Generation ver-
mittelt sich die Teilnahme am allge-
meinen Leben immer mehr über das 
Internet. Auch wird immer evidenter, 
dass es bei der Telekom und erst 
recht bei den alternativen Betreibern 
betriebswirtschaftliche Grenzen gibt, 
die einer flächendeckenden Versor-
gung entgegen stehen. Für die betrof-
fenen Bürger ist es dabei unerheblich, 
ob sie zu den zwei, drei oder fünf 
Prozent der nicht mit Breitband ver-
sorgten Anschlüssen zählen. Für sie 
ist entscheidend, ob sie ihre eigene 
Nachfrage befriedigen können. Bis-
lang hat in Deutschland nur DIE 
LINKE die Ausdehnung des Univer-
saldienstes auf den Breitbandzugang 
gefordert. Die Bundesregierung hat 
dies auf entsprechende Anfragen hin 
bislang stets abgelehnt. 

Europäische Universal-
dienstpolitik 
Begleitet durch eine breite Sektor-
konsultation hatte sich auch die EU-
Kommission 2005/06 generell mit der 
Frage befasst, ob der Bereich des U-
niversaldienstes wie er aktuell mit der 
Universaldienstrechtlinie erfasst ist, 
erweitert werden sollte. Speziell hatte 
die Kommission geprüft, ob der Breit-
bandinternet Access in den Bereich 
des Universaldienstes einbezogen 
werden soll. Angesichts der damali-
gen Penetrationsraten (11,5 % der 
EU-Bevölkerung im Oktober 2005) 
sah die Kommission beim Breitband-
zugang das Kriterium "Nutzung des 
Dienstes durch eine Mehrheit an 
Konsumenten" nicht als erfüllt an. Sie 
sah stattdessen den Breitbandzugang 
nur als einen Dienst für eine Minder-
heit an. Damit – so die Kommission 
noch im letzten Jahr – sei eine not-
wenige Voraussetzung für eine Be-
trachtung des Breitbandzugangs als 
Universaldienst nicht gegeben. 

Die Kommission wurde in dieser Ein-
schätzung von nahezu allen Regie-
rungen unterstützt. Von Seiten der 
Industrie wurde insbesondere auf die 
frühe Phase der Adoption im Markt, 
den Druck des Wettbewerbs auf stei-
gende Penetrationsraten und sinken-
de Preise hingewiesen, so dass (bis-
lang) kein Marktversagen festgestellt 
werden könne. Auch in den zwi-
schenzeitlich vorliegenden Dokumen-
ten der Kommission zum Review des 
gesamten europäischen Rechtsrah-
mens ist keine Erweiterung des Uni-
versaldienstes vorgesehen. 

Als erstes und bislang einziges Land 
in Europa hat die Schweiz einen an-
deren Weg beschritten: Sie hat die 
Breitbandversorgung zum Universal-

dienst erklärt, obwohl die Schweiz be-
reits zuvor mit 98% über die höchste 
DSL-Versorgung in Europa verfügt 
hat. Im Rahmen der Universaldienst-
konzeption werden derzeit Kriterien 
und Technologien festgelegt, mit de-
nen jeder Bürger, der dies wünscht, 
einen Breitbandanschluss erhält. 

Es stellt sich die Frage, ob nicht die 
von der Kommission selbst aufgestell-
ten Prüfkriterien heute zu anderen 
Ergebnissen führen müssten. Nach 
dem (weiter) sprunghaften Wachstum 
des Breitbandzugangs in den letzten 
zwei Jahren liegt die Penetrationsrate 
in einer Reihe europäischer Länder 
bereits oberhalb von 30%. Im Übrigen 
stellt sich die Frage des adäquaten 
Referenzpunktes. Anders als im Mo-
bilfunk dominiert beim Breitbandan-
schluss die stationäre Nachfrage und 
damit Bereitstellung des Dienstes. In-
sofern ist – anders als im Mobilfunk – 
nicht die einzelne Person, sondern 
die Wohnung oder der Haushalt der 
geeignete Referenzpunkt der Nach-
frage. Gemessen daran, haben in Eu-
ropa bereits heute die Mehrheit der 
Bürger Zugang zu Breitbanddiensten. 
Insofern stimmen die Ausgangsvor-
aussetzungen der Kommission nicht 
mehr für eine Ausklammerung der 
Universaldienstfrage 

Was ist zu tun? 
Nicht nur im subjektiven Empfinden 
der Bürger, auch objektiv mit Blick auf 
die aus dem privaten und geschäftli-
chen Alltag nicht mehr weg zu den-
kende breitbandige Nutzung des In-
ternet, sind Versorgungslücken im 
Breitbandzugang nicht mehr hin-
nehmbar. Auch in Deutschland sollte 
jeder Bürger und jedes (noch so klei-
ne) Unternehmen, das dies wünscht, 
einen Breitbandzugang erhalten kön-
nen. Versorgungslücken sind in 
Deutschland keine Frage der verfüg-
baren Technologie; der zu Versor-
gungslücken führende Engpass liegt 
vielmehr in Qualitätsproblemen im (al-
ten) Netz der Telekom und in hohen 
Kosten der Erschließung insbesonde-
re des ländlichen Raums mit DSL be-
gründet. Zu DSL alternative Techno-
logien können in manchen Bereichen 
die Anschlusskosten senken. 

Der Beitrag des Wettbewerbs für eine 
flächendeckende Versorgung mit 
Breitbandanschlüssen kann nicht 
hoch genug eingeschätzt werden. 
Doch ist inzwischen evident gewor-
den, dass Wettbewerb die bestehen-
den Versorgungslücken nicht besei-
tigt. Die bunte Vielfalt bisheriger Akti-
onen auf Seiten des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden hat zwar 
punktuell Abhilfe geschaffen, Was je-
doch fehlt ist ein gesamtstaatlicher 
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Masterplan, der in zwei bis drei Jah-
ren den Anspruch jedes potentiellen 
Nutzers nach einen Breitbandan-
schluss sicherstellt. Die Deklaration 
des Breitbandanschlusses zum Uni-
versaldienst würde unmittelbar einen 
derartigen Masterplan auslösen. Dies 
sollte vorurteilsfrei(er) geprüft werden. 
Es mag gewichtige Gründe gegen 
das Universaldienstkonzept geben. 

Dann bleibt alternativ die Auflegung 
eines nachfrager- und/oder ange-
botsorientierten staatlichen Subventi-
onierungs-/Finanzierungsplan zur Be-
seitigung der Versorgungslücken. 
Nach unseren Schätzungen müsste 
sein Umfang maximal einen Betrag 
von einer Mrd. € umfassen, um alle 
Versorgungslücken zu schließen. Ei-
nem reichen Land wie der Bundesre-

publik Deutschland sollte die Zu-
kunftssicherung der elektronischen 
Kommunikation seiner Bürger und 
Unternehmen diesen Preis wert sein. 
In jedem Fall ist eine Entscheidung 
für einen dieser beiden Wege ange-
sagt. 

Karl-Heinz Neumann 

Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Der deutsche Regelenergiemarkt 
Im Rahmen des von der Bundesnetz-
agentur geförderten Forschungspro-
gramms beschäftigt sich das Projekt 
„Der deutsche Regelenergiemarkt“ 
mit der Ausgestaltung der Marktform 
und des Auktionsdesigns für Aus-
gleichs- und Regelenergie in 
Deutschland. Von besonderem Inte-
resse sind in diesem Zusammenhang 
die Auswirkungen der am 01.12.2006 
eingeführten gemeinsamen Handels-
plattform für Regelenergie der Über-
tragungsnetzbetreiber auf Preis- und 
Marktentwicklungen der Minutenre-
serve. 

Entwicklung des Regelener-
giemarktes 
Bis zur Einführung der Ausschrei-
bungsverfahren für Minutenreserve in 
den Jahren 2001 und 2002 erfolgte in 
den einzelnen Regelzonen die Nach-
frage durch die jeweiligen Übertra-
gungsnetzbetreiber und das Angebot 
durch die mit ihnen verbundenen 
Kraftwerke, so dass faktisch ein integ-
riertes bilaterales Monopol vorlag. Mit 
dem Gesetz für die Regelung der E-
lektrizitäts- und Gasversorgung (E-
nergiewirtschaftsgesetz) vom 7. Juli 
2005 sowie den zugehörigen Verord-
nungen über den Zugang zu Elektrizi-
tätsversorgungsnetzen (Stromnetz-
zugangsverordnung) und über die 
Entgelte für den Zugang zu Elektrizi-
tätsversorgungsnetzen (Stromnetz-
entgeltverordnung) vom 25. Juli 2005 
haben sich diese Rahmenbedingun-
gen für die Beschaffung und den Ein-
satz von Regelenergie erneut geän-
dert.4 Dazu stellten die Übertra-
gungsnetzbetreiber der Bundesnetz-
agentur am 9. Dezember 2005, unter 
Berücksichtigung der neuen Rechts-
vorschriften und der Erfahrungen mit 
den 2001 und 2002 eingeführten indi-
viduellen Ausschreibungsverfahren, 
ein Konzept für ein gemeinsames 
Verfahren vor.5 Aufgrund der Unei-

nigkeit bezüglich der Ausgestaltung 
dieses Konzeptes veröffentlichte die 
Bundesnetzagentur am 22. Dezem-
ber 2005 ein eigenes Konsultations-
papier zum Konzept der Übertra-
gungsnetzbetreiber und forderte die 
Verbände und Marktteilnehmer zur 
Stellungnahme auf. Der Konsensbe-
schluss erging schließlich am 29. Au-

gust 2006 durch die Beschlusskam-
mer 6 (BK6-06-012).6 

Seit dem 1. Dezember 2006 führen 
nun die Übertragungsnetzbetreiber 
eine gemeinsame und einheitliche 
Ausschreibung für die Erbringung von 
Minutenreserve durch, die über die 
Internetplattform www.regelleistung. 
net7 abgewickelt wird. Diese dient der 

 
Regelenergie - Allgemein 

Da Strom nur in begrenztem Umfang speicherbar ist, muss die Erzeugung weitestgehend 
dem tatsächlichen Verbrauch entsprechen. Diese stete Übereinstimmung von Stromange-
bot und -nachfrage kann jedoch aufgrund von Frequenzschwankungen (Nachfrageschwan-
kungen, Kraftwerksausfall, Windkrafteinspeisung) nicht garantiert werden, so dass es eines 
Ausgleichsmechanismus’ bedarf. Der deutsche Regelenergiemarkt dient diesem Ausgleich 
und damit der Vermeidung von Ungleichgewichten zwischen der Entnahme (Kundenlast) 
und der Einspeisung (zu übertragender Strom) aus und in das Stromnetz. Die Regelenergie 
fungiert damit als ein zentrales Element der Stabilität des Gesamtsystems.1 

Die auftretenden Differenzen zwischen Einspeisung und Entnahme innerhalb eines Strom-
übertragungsnetzes können ein positives oder ein negatives Vorzeichen aufweisen. Ein 
positiver Saldo bedeutet, dass mehr Strom verbraucht als erzeugt wurde, und entspricht 
folglich einer Reduktion in der Netzfrequenz. Entgegengesetzt dazu impliziert ein negativer 
Saldo eine zu hohe Netzfrequenz, da der Summe der Erzeugung eine zu geringere Nach-
frage gegenübersteht. Ein Ausgleich dieser Abweichungen kann nun auf der Ebene eines 
Bilanzkreises oder auf Ebene der Übertragungsnetzbetreiber erfolgen. 

Die positiven und negativen Abweichungen vom Fahrplan, d.h. von den prognostizierten 
Ein- und Ausspeiseleistungen in Relation zum Ist-Bezug oder zur Ist-Lieferung des Bilanz-
kreises (Bilanzabweichung) werden zwischen dem Bilanzkreisverantwortlichen und dem 
Übertragungsnetzbetreiber verrechnet. Die in diesem Zusammenhang eingesetzte Energie 
wird als Ausgleichsenergie bezeichnet.2 Ist es nicht allen Bilanzkreisen möglich, diese 
Schwankungen auszugleichen, so dass die Summe über alle Bilanzkreise selbst einen Sal-
do von Null aufweist, erfolgt dieser Ausgleich auf der Ebene der Regelzonenleiter. Hierbei 
spricht man vom so genannten Ausgleich des Regelzonensaldos. 

Der tatsächliche Ausgleich dieser saldierten Ungleichgewichte aller Bilanzkreise einer Re-
gelzone wird von den Übertragungsnetzbetreibern vorgenommen, um die Elektrizitätsver-
sorgung in ausreichender Qualität zu sichern. Darüber hinaus sind die Übertragungsnetze 
zahlreicher kontinentaleuropäischer Staaten in der „Union for the Co-ordination of Trans-
mission of Electricity“ (UCTE) eingebunden, in deren Rahmen die Netzbetreiber in einem 
einheitlichen Regelungsverfahren, der Frequenz-Leistungs-Regelung, kooperieren.3 Die für 
den Ausgleich auf Regelzonenebene verwendete Energie wird als Regelenergie bezeichnet 
und zwischen den Übertragungsnetzbetreibern und ihren vertraglich gebundenen Partnern 
gehandelt. 

Weist die Summe der Bilanzkreise ein positives Vorzeichen auf, so erwirbt der Übertra-
gungsnetzbetreiber die zusätzlich benötigte Regelenergie und verkauft sie als Ausgleichs-
energie an die für das Defizit verantwortlichen Bilanzkreisverantwortlichen weiter. Bei einer 
Regelzone mit negativem Saldo wird ein Überschuss ausgewiesen. Die Bilanzkreisverant-
wortlichen geben dann in der Gesamtheit Ausgleichsenergie an den Übertragungsnetz-
betreiber ab, der sie als Regelenergie weiterverkauft. 
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Veröffentlichung der Ausschreibun-
gen, der Abwicklung der Angebots-
abgabe und der Information der An-
bieter über erteilte Zuschläge bzw. 
Absagen. Die Ausschreibungsmodali-
täten entsprechen den Festlegungen 
der Bundesnetzagentur vom August 
2006. 

Das Projekt Regelenergie 
Vor dem oben skizzierten Hintergrund 
untersucht das WIK die Auswirkun-
gen der Marktumstellung zum 1. De-
zember 2006 auf die beobachtbaren 
Leistungspreise und das Marktverhal-
ten der Agenten. Die Fragen im Zent-
rum der Analyse lassen sich in den 
folgenden Punkten zusammenfassen: 

• Welche Auswirkungen hat die Ein-
führung der gemeinsamen Han-
delsplattform auf die Regelener-
giepreise, speziell deren Erwar-
tungswerte und Volatilität? 

• Ermöglicht die Umstellung/Zu-
sammenführung des Systems ei-
ne Verbesserung der wettbe-
werblichen Position für die Markt-
agenten? 

• Gibt es Handlungsbedarf von Sei-
ten des Regulierers bei der Aus-
gestaltung der Auktionen (Anzahl 
der Auktionen, zeitliche Fixierung 
der Auktion etc.)? 

Um für zusätzliche Determinanten der 
Regelenergiepreise zu kontrollieren, 
werden des Weiteren die folgenden 
Fragen untersucht: 

• Existieren erkennbare saisonale 
Effekte auf dem Regelenergie-
markt? 

• Welche Indikatoren wirken auf 
Mengen und Preise innerhalb des 
Auktionsmarktes? 

• Welche Wechselwirkungen be-
stehen zwischen dem Auktions-
markt und anderen Spot- und 
Terminmärkten? 

Da es sich bei dem hier vorgestellten 
Projekt um eine laufende Arbeit han-
delt, werden in der folgenden Ausfüh-
rung lediglich einige der oben aufge-
führten Fragen erläutert. Der Fokus 
liegt dabei auf den Veränderungen 
der Regelenergiepreise ohne Berück-
sichtigung weiterer, erklärender Fak-
toren sowie der Überprüfung etwaiger 
Saisonalitäten in der Preisentwick-
lung. 

Die für die Analyse verwendeten Da-
ten umfassen den Zeitrahmen vom 1. 
Januar 2006 bis 10. Juni 2007. Die 
Daten für das Jahr 2006 entsprechen 
den publizierten Preisen der einzel-
nen Übertragungsnetzbetreiber (ag-

gregierte Verwendung) Die Preiszeit-
reihe für 2007 ergibt sich aus der Ag-
gregation der auf der Internetplattform 
publizierten Werte. 

Für die Überprüfung vorhandener 
saisonaler Effekte werden Erwar-
tungswerte und Standardabweichung 
der Preise für positive und negative 
Minutenreserve nach Wochentagen 
berechnet. Die Struktur der Auktions-
ausschreibung und des Handels lässt 
erwarten, dass Unterschiede in der 
Preissetzung bzw. Preisbildung zwi-
schen Wochentagen und Wochenen-
den existieren. Diese Vermutung ist 
zum einen auf die veränderte Nach-
frage nach Energie an den Wochen-
enden, zum anderen auf die Abwick-
lung des eigentlichen Handels vor 

dem Wochenende zurückzuführen. 

Die durchschnittlich erzielten Preise 
für positive Minutenreserve an Wo-
chenenden liegen weit unter den 
durchschnittlichen Preisen der Werk-
tage. Dazu entgegengesetzt verlau-
fen die durchschnittlichen Preise der 
negativen Minutenreserve, die am 
Sonntag ihren höchsten Mittelwert 
aufweisen (vgl. Abbildung 1). 

Die Schwankungsbreite der Preise für 
positive Regelenergie an Wochenta-
gen beträgt ein Vielfaches der Volatili-
tät der negativen Regelenergiepreise. 
Bei der Betrachtung der Wochenen-
den ist dieses Verhältnis entgegen-
gesetzt (Abbildung 2). 
Beide Diagramme geben Aufschluss 

Abbildung 1: Preisentwicklung der positiven und negativen Minutenreservepreise 
nach Wochentagen 
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Quelle: WIK 

Abbildung 2: Volatilität der Preise für positive und negative Minutenreserve nach 
Wochentagen 
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darüber, dass saisonale Schwankun-
gen in Form von Abweichungen zwi-
schen Wochentagen und Wochenen-
den vorliegen. Dies impliziert für wei-
tere Analysen, dass diese Eigen-
schaft der Saisonalität berücksichtigt 
werden muss. 

Die eigentliche Forschungsfrage, die 
der hier vorgestellten Analyse des 
deutschen Regelenergiemarktes zu-
grunde liegt, ist jedoch die Frage 
nach den Auswirkungen und der 
wettbewerblichen Wirksamkeit der 
Etablierung einer gemeinsamen Han-
delsplattform für Regelenergie auf die 
Regelenergiemengen und -preise. 

Um in diesem Kontext eine erste 
Aussage zu treffen, werden die ersten 
zwei statistischen Momente der vor-
liegenden Preiszeitreihe für die Beo-
bachtungen vor und nach der Einfüh-
rung der gemeinsamen Handelsplatt-
form gesondert erhoben. Die Ge-
samtzeitreihe wird dazu in zwei 
Stichproben (vorher – nachher) unter-
teilt.8 

Der durchschnittliche Preis für positi-
ve Minutenreserve ist innerhalb des 
Betrachtungszeitraumes von durch-
schnittlich 201 € auf 230 € gestiegen. 
Im Gegenzug dazu ist die Standard-
abweichung für Preise deutlich zu-

rückgegangen (Abbildung 3). Dieser 
deutliche Volatilitätsverfall lässt sich 
durch zwei ökonomische Phänomene 
erklären: Zum einen liegt im ersten 
Teil der Zeitreihe eine Verzerrung 
nach oben vor, da zwischen dem 26. 
Juli 2006 und dem 28. Juli 2006 ein 
Spitzenpreis in Höhe von 4.679,25 
(Euro pro MW) zu beobachten war. 
Diese Preisspitze verzerrt die Stan-
dardabweichung nachhaltig und führt 
für die Teilstichprobe „vorher“ zu er-
höhten Werten. Ein weiterer Aspekt 
liegt in dem Anstieg der Preise selbst 
(vgl. hierzu Mittelwert vorher - nach-
her). Zusammenfassend lässt sich 
konstatieren, dass die Umstellung 
des Auktionsdesigns tatsächlich zu 
einer Änderung am Regelenergie-
markt der positiven Minutenreserve 
geführt hat. 

Bei der Betrachtung des Mittelwertes 
und der Standardabweichungen des 
Preises der negativen Minutenreserve 
zeigt sich ein Anstieg nach der Um-
stellung auf die gemeinsame Han-
delsplattform (Abbildung 4). In der 
Zeitreihe für negative Minutenreser-
ven liegt keine außergewöhnliche 
Spitze vor, so dass in diesem Kontext 
keine Verzerrung in den Momenten 
zu erwarten ist. Ob der Anstieg in den 
Preisen tatsächlich durch die Umstel-
lung des Marktsystems generiert 
wurde oder vielmehr auf weitere und 
bisher nicht berücksichtigte Indikato-
ren zurückzuführen ist, bleibt in der 
Folge zu klären. 

Ausblick 
Die Studie zur Analyse des Regel-
energiemarktes wird in den nächsten 
Wochen abgeschlossen. Zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt ist noch offen, 
welche Erklärungen es für die oben 
genannten Änderungen der Mittelwer-
te und Standardabweichung der Re-
gelenergiepreise gibt und welche Be-
deutungen diese für das zukünftige 
Auktionsdesign haben könnten. Ziel 
der weiteren Analyse wird es daher 
sein, die Preiszeitreihen so adäquat 
wie möglich über weitere Faktoren 
und die Interaktion mit anderen Märk-
ten abzubilden, um daraus abgeleite-
te Empfehlungen für eine eventuelle 
Adaptierung des Auktionsdesigns zu 
geben bzw. die Beibehaltung der ge-
genwärtigen Ausgestaltung zu recht-
fertigen, um dem politischen Ziel der 
Etablierung eines effizienten und 
wettbewerblichen Marktes für Regel-
energie gerecht zu werden. 

Christian Growitsch, Gernot Müller und  
Margarethe Rammerstorfer 

Abbildung 3: Mittelwert und Volatilität der Preise für positive Minutenreserve unter-
schieden nach Stichproben 
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Abbildung 4: Mittelwert und Volatilität der Preise für negative Minutenreserve unter-
schieden nach Stichproben 
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1  Vgl. z.B. Wawer, T. (2005), Effiziente Aus-

gestaltung von Regelenergieauktionen zur 
Verringerung der Netznutzungsentgelte, 
Proceedings IEWT 2005 – Energiesysteme 
der Zukunft: Herausforderungen und Lö-
sungspfade, Wien oder Wulff, Th. (2006), 
Integration der Regelenergie in die Be-
triebsoptimierung von Erzeugungssyste-
men, Wuppertal (Diss.). 

2  Vgl. Nailis, D. (2006), Steht der Regelener-
giemarkt vor dem Umbruch? Auswirkungen 
des EnWG und der Netzzugangsverord-
nung auf Regel- und Ausgleichsenergie, 
Energiewirtschaftliche Tagesfragen 56, S. 

 
56-60 oder Nailis, D. und M. Ritzau (2006), 
Studie zur Marktgestaltung der Regel- und 
Ausgleichsenergie vor dem Hintergrund des 
neuen EnWG, R•A•E-Studie, Aachen, 16. 
Januar 2006. 

3 Zur Kooperation der Übertragungsnetz-
betreiber bei der Beschaffung von Minuten-
reserve vgl. Roggenbau, M., F.-R. Graf, E. 
U. Landeck und P. Reiners (2000), Koope-
ration der Übertragungsnetzbetreiber zur 
Minutenreservehaltung, Energiewirtschaftli-
che Tagesfragen 50, 665-670. 

4 Vgl. Nailis, D. (2006), ebenda oder Nailis, D. 
und M. Ritzau (2006), ebenda. 

 
5 Bundesnetzagentur (BNetzA) (2006), Be-

schluss BK6-06-012 der Beschlusskammer 
6 vom 29.08.2006 in dem Verwaltungsver-
fahren wegen der Festlegung zu Verfahren 
zur Ausschreibung von Regelenergie in 
Gestalt der Minutenreserve, Bonn. 

6 ebenda. 
7 www.regelleistung.net - ist die offizielle 

Website für den Auktionshandel der Regel-
leistung/ Regelenergie in Deutschland. 

8 Die hier aufgeführten deskriptiven Ergeb-
nisse sind noch nicht um saisonale oder 
sonstige Einflüsse bereinigt. 

Zukunftsmarkt Heimvernetzung –  
Marktchancen für Entwicklungsergebnisse 

des Projekts SerCHo 
Die Konvergenz von Technologien 
und Diensten aus den Bereichen 
Kommunikation, Unterhaltung, Infor-
mation und Hausgeräte wird das per-
sönliche Lebensumfeld vieler Men-
schen in den nächsten Jahren ent-
scheidend prägen und verändern. 
Diesen Megatrend greift das Projekt 
Service Centric Home (SerCHo)1 mit 
einem innovativen Lösungsansatz zur 
Heimvernetzung auf. SerCHo entwi-
ckelt ein plattformgestütztes System 
mit häuslichen und netzzentrischen 
Komponenten zur Verknüpfung bis-
lang isolierter Einzellösungen aus den 
Sektoren Informationstechnik, Tele-
kommunikation, Rundfunk/TV/Unter-
haltungselektronik und Hausgeräte/-
technik. Dadurch ermöglicht SerCHo 
eine intelligente und cross-mediale 
Vernetzung von Endgeräten und 
Diensten, die mit einer Vereinheitli-
chung und Vereinfachung in der 
Steuerung/Bedienung und einer naht-

losen, Endgeräte-übergreifenden 
Nutzung einhergeht. Unterschiedliche 
Anwendungen können mit Hilfe von 
SerCHo auf diversen Endgeräten mit 
jeweils einheitlichen Benutzeroberflä-
chen und übergreifender Verfügbar-
keit persönlicher Daten/Informationen 
integriert werden.  

Um die entwickelten Dienste unter 
realitätsnahen Bedingungen zu testen 
und zu demonstrieren, hat SerCHo in 
Berlin einen Showroom als Prototyp 
einer vernetzten Wohnung eingerich-
tet (siehe Abbildung 1). Die drei Räu-
me Küche, Wohnzimmer und Arbeits-
zimmer wurden mit SerCHo-
Technologien ausgerüstet, um die 
neuartige Vernetzung von Endgerä-
ten und Diensten im Heimbereich für 
interessierte Fachbesucher erlebbar 
zu machen. Die Eröffnung des Show-
rooms fand im Rahmen eines Pres-
seevents im Juni 2007 statt. Im sel-

ben Zeitraum wurde auch eine WIK-
Consult-Studie zu den Marktpotenzia-
len von SerCHo fertig gestellt, deren 
Highlights im Folgenden zusammen-
gefasst sind. 

Die Studie untersucht die spezifische 
SerCHo-Produktklasse innerhalb des 
Marktes für Heimvernetzung, d.h. 
Systeme und Lösungen, die inhaltlich 
und funktional dem SerCHo-Ansatz 
entsprechen. Es handelt sich somit 
weder um eine Untersuchung für den 
Gesamtmarkt der Heimvernetzung 
noch für ein einzelnes Heimvernet-
zungsprodukt. Die Studie ist als an-
bieter- und wettbewerbsneutrale Un-
tersuchung konzipiert, d.h. sie be-
rücksichtigt ausschließlich funktionale 
Produkteigenschaften und keine 
Imagefaktoren oder Werbeeinflüsse. 
Sie basiert auf einer empirische 
Marktforschungserhebung, die im I. 
Quartal 2007 als Online-Befragung 
von mehr als 1.200 Internetnutzern in 
Deutschland durchgeführt wurde. Die 
demografischen Merkmale Ge-
schlecht, Alter, Bildungsstand und 
Bundesland des Wohnortes sind in 
der untersuchten Stichprobe reprä-
sentativ für die Grundgesamtheit der 
deutschen Internetnutzer im Alter von 
mindestens 18 Jahren. 

Akzeptanz der SerCHo-
Heimvernetzung 
Nahezu jeder zweite Internetnutzer in 
Deutschland hat aktuell bereits ein 
großes bis sehr großes Interesse an 
der Nutzung von SerCHo-basierten 
Systemen und Lösungen zur Heim-
vernetzung und zeigt auch eine 
grundsätzliche Kaufbereitschaft (vgl. 
Abbildung 2). Bei Internetnutzern, die 
eine Anschaffung im Bereich der 
SerCHo-Heimvernetzung im Zeitraum 
der nächsten fünf Jahre nicht generell 
ausschließen, liegt die Kaufwahr-
scheinlichkeit im Durchschnitt bei ü-

Abbildung1: Küche mit vernetzter Geräteausstattung im SerCHo-Showroom 
 

 

 
Quelle: Deutsche Telekom Laboratories 
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ber 30%. In Anbetracht der Tatsache, 
dass sich der Markt der Heimvernet-
zung erst in der Entstehungsphase 
befindet, sind die Akzeptanzwerte für 
SerCHo als hoch zu werten. Es ist 
außerdem davon auszugehen, dass 
die Akzeptanz mit einer weiteren 
Markterschließung im Zeitablauf zu-
nehmen wird. 

Die festgestellte Anschaffungsabsicht 
spiegelt in starkem Maße das Verhal-
ten der Nachfrager gegenüber Inno-
vationen wider. Die nach Adoptions-
typen2 differenzierte Analyse der 
Kaufwahrscheinlichkeit zeigt nämlich, 
dass in den nächsten fünf Jahren 
primär Innovatoren und Frühadopto-
ren einen Kauf für möglich erachten, 
während Mainstream und Nachzügler 
sich noch eher abwartend verhalten. 
In den beiden zuletzt genannten 
Nachfragertypen wird ein Kauf offen-
bar erst zu einem späteren Zeitpunkt 
in Betrachtung gezogen. 

Mehrwerte der SerCHo-
Heimvernetzung und Akzep-
tanzhürden 
Als Hauptanwendungsfeld der Ser-
CHo-Heimvernetzung sehen fast alle 
Internetnutzer den Bereich Kommuni-
kation, d.h. die Vernetzung und Inte-
gration von Telekommunikation und 
internetbasierten Kommunikations-
möglichkeiten. Mit nur leicht geringe-
rer Bedeutung rangieren dahinter die 
Bereiche Heizungs-/Klimatechnik, 
Haussicherheit und Unterhaltungs-
elektronik. Immerhin noch leicht mehr 
als die Hälfte der Internetnutzer er-
achtet jeweils die Bereiche Haus-
haltsgeräte, Medizin/Gesundheits-
dienste und Küchengeräte als nützli-
che Anwendungsfelder für Heimver-
netzung. Es ist daher nicht empfeh-
lenswert, einzelne Anwendungsfelder 

aus der Entwicklung von Systemen 
und Lösungen zur Heimvernetzung 
explizit auszuschließen. 

Der Mehrwert von SerCHo-basierten 
Systemen und Lösungen zur Heim-
vernetzung stellt sich aus Nachfra-
gersicht mehrdimensional dar, d.h. es 
gibt nicht eine einzelne dominante 
Eigenschaft, die als Nutzen der 
Heimvernetzung wahrgenommen 
wird. Es werden vielmehr parallel 
mehrere Vorteile als etwa gleichbe-
deutend angesehen: 

- Bequemlichkeit  
SerCHo erlaubt Nutzern eine Ver-
einfachung in der Bedienung un-
terschiedlicher technischer Geräte 
durch die Vereinheitlichung und In-
tegration der Benutzerschnittstel-
len, d.h. mit wenigen Bedieneinhei-
ten können vielfältige Funktionen 
verschiedener Geräte nach einer 
vergleichbaren Logik gesteuert 
werden. 

- Zeitersparnis  
SerCHo bietet dem Nutzer die 
Möglichkeit, den zeitlichen Auf-
wand zur Bedienung unterschiedli-
cher technischer Geräte zu redu-
zieren, d.h. die gewünschten Funk-
tionen können im Vergleich zur 
Stand alone-Nutzung schneller 
bedient werden. 

- Funktionserweiterung  
SerCHo trägt zu einem Zuwachs 
an inhaltlicher Quantität bei und 
vergrößert das Einsatzspektrum 
technischer Geräte durch neue, 
auf der Vernetzung basierende 
Funktionen und durch die ubiquitä-
re Verfügbarkeit von Daten bzw. 
Informationen. 

- Mobilitätssteigerung  
SerCHo ermöglicht die unterbre-
chungsfreie Nutzung der vernetz-

ten Technik und Anwendungen im 
Hause über unterschiedliche End-
geräte unabhängig vom Aufent-
haltsort innerhalb oder außerhalb 
der Heimumgebung. 

An erster Stelle der potenziellen Ak-
zeptanzhürden für SerCHo wird von 
mehr als der Hälfte aller Internetnut-
zer die Höhe der Kosten genannt. Zu 
einer ebenfalls starken Beeinträchti-
gung der Akzeptanz würde die Not-
wendigkeit zur Anschaffung zusätzli-
cher oder neuer technischer Geräte 
bzw. die Antizipation von Problemen 
beim Anschließen von Geräten füh-
ren. D.h. hier besteht die Erwartung, 
dass die vorhandene Ausstattung 
nicht obsolet werden darf, sondern 
einfach mit den Systemen und Lö-
sungen der Heimvernetzung auch 
weiterhin nutzbar ist. Bei etwa jedem 
fünften Internetnutzer würde das Ge-
fühl, sich zu stark von der Technik 
abhängig zu machen, zu einer Ver-
schlechterung der Anschaffungsab-
sicht führen. Die Wahrnehmung von 
Gesundheitsrisiken hat bei einem 
ähnlich hohen Anteil einen negativen 
Einfluss auf die Kaufwahrscheinlich-
keit. Die geringste Bedeutung als Ak-
zeptanzhürde wird einem fehlenden 
Mehrwert der Heimvernetzung bei-
gemessen. An dem kleinen Anteil 
spiegelt sich offenbar wider, dass die 
Masse der Nachfrager keine grund-
sätzlichen Zweifel an der Sinnhaftig-
keit und dem Nutzen der Heimvernet-
zung sieht. 

Zahlungsbereitschaft für die 
SerCHo-Heimvernetzung 
Die Analyse basiert auf der Van 
Westendorp-Methode.3 Dieses Ver-
fahren stellt einen Ansatz zur Ermitt-
lung der Zahlungsbereitschaft durch 
direkte Erfragung der Preiswahrneh-
mung bei potenziellen Nachfragern 
dar. Im Rahmen der Marktfor-
schungserhebung wurde dazu die 
Preise erfasst, bei denen die Befrag-
ten das SerCHo-System jeweils als 
günstig, als zu günstig, als teuer und 
als zu teuer bewerten (vgl. Abb. 3). 

Die SerCHo-spezifische Zahlungsbe-
reitschaft der Nachfrager ist im Be-
reich zwischen 550 € und 1.100 € am 
stärksten ausgeprägt. Sofern sich der 
Preis für Anschaffung eines SerCHo-
Systems zur Heimvernetzung in die-
sem Intervall bewegt, ist unter Ab-
satz- und Umsatzgesichtspunkten 
von einer optimalen Marktbearbeitung 
auszugehen. Bei einem Penetrati-
onspreis von ca. 650 € führt die Zah-
lungsbereitschaft der Nachfrager zur 
Maximierung des Absatzvolumens. 
Ein Indifferenzpreis von ca. 950 € er-
reicht zwar geringere Absatzzahlen, 

Abbildung 2: Nutzungsinteresse an SerCHo 
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ist dafür aber unter Imageaspekten 
als besonders vorteilhaft einzustufen. 

Marktpotenziale der SerCHo-
Heimvernetzung 
Ausgangsbasis für die Potenzialana-
lyse bilden die als Kernzielgruppe von 
SerCHo betrachteten Haushalte in 
Deutschland mit Internetzugang. In 
dieser Gruppe besteht für die Ser-
CHo-Produktklasse c.p. ein maximal 
erreichbares Absatzpotenzial von ca. 
7,7 Mio. Haushalten. Der Diffusions-
verlauf, d.h. die Entwicklung der Ab-
satzzahlen im Zeitablauf, beschreibt 
die Ausschöpfung des maximal er-
reichbaren Marktpotenzials in einem 
10-Jahres-Zeitraum. Dabei werden 
konstante Rahmenbedingungen auf 
Nachfragerseite zugrunde gelegt, d.h. 
es wird in konservativer Weise unter-
stellt, dass sich Kauf- und Zahlungs-
bereitschaft sowie Internetpenetration 
im Betrachtungszeitraum trotz der 
fortschreitenden Markterschließung 
nicht verändern. Außerdem wird nur 
der Absatz in der Kernzielgruppe der 
Haushalte mit Internetzugang einbe-
zogen. Absätze durch Streueffekte 
außerhalb der Kernzielgruppe und 
durch Ersatz- oder Zweitbeschaffun-

gen fließen nicht in die Analyse ein. 
Der kumulierte SerCHo-Absatz zum 
Ende des 10-Jahres-Zeitraums liegt 
danach bei ca. 4,7 Mio. Nutzern, was 
einer Penetrationsrate von etwa 12% 
aller Haushalte in Deutschland ent-
spricht.  

In die Berechnung des Umsatzpoten-
zials fließen sowohl Umsätze für die 
erstmalige Anschaffung eines Ser-
CHo-Systems als auch Umsätze für 
die laufende Nutzung ein. Als wesent-
liche Inputgröße wird die im Rahmen 
der SerCHo-Marktforschung ermittel-
te Zahlungsbereitschaft der Nachfra-
ger verwendet. Das so berechnete 
Umsatzpotenzial zeigt im Betrach-
tungszeitraum ein stetiges Wachs-
tum. Nach 10 Jahren wird ein Jahres-
umsatz von annähernd 2,5 Mrd. € er-
reicht. Diese Ergebnisse stellen aus 
mehreren Gründe eine eher konser-
vative Abschätzung dar: 

- Kauf- und Zahlungsbereitschaft 
werden nicht durch die fortschrei-
tende Markterschließung beein-
flusst und steigen im Betrach-
tungszeitraum nicht an. 

- Nur Erstanschaffungen in der 
Kernzielgruppe fließen in die Be-
rechnungen ein. Streueffekte au-

ßerhalb der Kernzielgruppe sowie 
Ersatz- oder Zweitbeschaffungen 
finden keine Berücksichtigung. 

- Die Internetpenetration beruht auf 
den Daten der Verbraucheranaly-
se, die tendenziell zu den niedrigs-
ten verfügbaren Nutzerzahlen zäh-
len. Darüber hinaus wird die Inter-
netpenetration im Zeitablauf kon-
stant gehalten, d.h. es findet kein 
Wachstum der Kernzielgruppe 
statt. 

Weitere Informationen über das Pro-
jekt SerCHo, die beteiligten Partner 
und interessante Zwischenergebnisse 
sind im Internet unter der Adresse 
http://www.sercho.de verfügbar. 

Ralf G. Schäfer 
                                                           
1 SerCHo wird im Rahmen des Programms 

next generation media vom Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie geför-
dert. Im Projektkonsortium wirken neben 
WIK-Consult folgende Partner mit: Alcatel-
Lucent Deutschland, BITKOM, Cycos, DAI-
Labor/TU Berlin, Deutsche Telekom Labora-
tories, ProSyst Software, SevenSenses und 
Siemens. WIK-Consult ist innerhalb des 
Projekts an der Schnittstelle zwischen tech-
nologischer Entwicklung und wirtschaftlicher 
Umsetzungsorientierung tätig. Auf der 
Grundlage ökonomisch ausgerichteter Stu-
dien werden dazu fundierte Erkenntnisse 
über potenzielle Zielmärkte und Nachfra-
gererwartungen bereitgestellt. Sie dienen 
insbesondere zum Erkennen und Aufzeigen 
von Marktchancen für Hersteller, Carrier 
sowie Dienste- und Inhalteanbieter.  
Frühere Newsletterbeiträge zu SerCHo fin-
den sich in den Ausgaben Nr. 62 (März 
2006) und Nr. 66 (März 2007).  

2 Bei der Diffusion einer Produktinnovation im 
Markt werden i.A. fünf Klassen von Adopto-
ren unterschieden: Innovatoren, Frühadop-
toren, Frühe Mehrheit, Späte Mehrheit und 
Nachzügler (vgl. z.B. Otte [1992]). Die ein-
zelnen Klassen unterscheiden sich jeweils 
durch den relativen Zeitpunkt, zu dem ein 
neues Produkt von den Nachfragern ange-
nommen wird. Bei empirischen Befragun-
gen werden Frühe Mehrheit und Späte 
Mehrheit wegen der aus Nachfragersicht 
schwierigen Differenzierung vielfach zur 
Klasse Mainstream zusammengefasst. 

3 Weitere Details der Methode siehe z.B. Pil-
ler, Frank/Hönigschmid, Florian/Müller, Flo-
rian: Individualität und Preis, Arbeitsbericht 
Nr. 28 des Lehrstuhls für Allgemeine und 
Industrielle Betriebswirtschaftslehre der 
Technischen Universität München, Mai 
2002. 

 

Postdienste: WIK berät Verbraucherzentrale 
Am 31.12.2007 endet mit der Exklu-
sivlizenz der Deutsche Post AG 
(DPAG) auch die gesetzliche Pflicht 
des Unternehmens, den Universal-
dienst bereitzustellen. Das Postge-
setz sowie die begleitenden Verord-
nungen sehen schon heute als Re-
gelfall vor, dass der Universaldienst in 

einem wettbewerblichen Umfeld von 
mehreren Anbietern erbracht wird – 
ab 2008 tritt dieser Regelfall auch 
praktisch in Kraft. Gleichzeitig ver-
langt das Postgesetz, die „Festlegung 
der Universaldienstleistungen […] der 
technischen und gesellschaftlichen 
Entwicklung nachfragegerecht anzu-

passen.“ In diesem Sinne hat die 
Bundesregierung eine Neuregelung 
des Universaldienstes angekündigt.  

Das WIK hat im Auftrag des Verbrau-
cherzentrale Bundesverband e. V. 
(vzbv) eine Problemanalyse zur Si-
cherstellung des Universaldienstes ab 

Abbildung 3: Preiswahrnehmung für SerCHo (Van Westendorp-Methode) 
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Januar 2008 durchgeführt und kon-
krete Vorschläge zur Wahrung der 
Verbraucherinteressen im Gesetzge-
bungsprozess gemacht. Auf Grundla-
ge der WIK-Analyse hat der vzbv im 
August 2008 Herrn Bundesminister 
Glos (BMWi) Vorschläge zur Weiter-
entwicklung von Postgesetz, Post-
dienstleistungsverordung (PDLV) und 
Post-Universaldienstleistungsverord-
nung (PUDLV) unterbreitet.  

Die Analyse des WIK diskutiert mögli-
che Probleme der Versorgung mit 
Postdiensten aus Verbrauchersicht. 
Besonderer Fokus liegt dabei auf 
zwei Fragestellungen: (i) Sind nach 
vollständiger Marktöffnung Beein-
trächtigungen des Universaldienstes 
aus Sicht privater Endverbraucher zu 
erwarten, und wie kann ihnen ggf. 
vorgebeugt werden? (ii) Welche Fra-
gen bezüglich des Kundenschutzes 
im Briefmarkt ergeben sich mit der 
vollständigen Marktöffnung im „Mehr-
betreiberumfeld“? Sind sie im bisheri-
gen Rechtsrahmen hinreichend ad-
ressiert?  

Die Untersuchung kommt zu folgen-
den postpolitischen Empfehlungen: 

1) Im Interesse der Verbraucher soll-
ten die gesetzlichen Mindestvor-
gaben zur flächendeckenden Ver-
sorgung mit stationären Einrich-
tungen einfacher und transparen-
ter gestaltet werden. Dabei muss 
das gegenwärtig garantierte Ver-
sorgungsniveau im ländlichen Be-
reich auch weiterhin sichergestellt 

sein. Konkret empfiehlt das WIK, 
die gegenwärtige Mindestanzahl 
von 2.000 Einwohnern als Kriteri-
um beizubehalten. Dabei ist ein 
Bezug zu „zusammenhängend 
bebauten Wohngebieten“ sinnvol-
ler als ein Bezug zu „Gemeinden“. 
Das bisherige Flächenkriterium für 
dünn besiedelte Landkreise (eine 
stationäre Einrichtung je 80 qkm) 
ist für Verbraucher intransparent 
und sollte durch ein Entfernungs-
kriterium ersetzt werden. 

2) Bei der Überprüfung der flächen-
deckenden Versorgung dürfen nur 
solche Standorte berücksichtigt 
werden, die sämtliche Universal-
dienste anbieten, insbesondere 
Einschreiben. Zugangspunkte mit 
verringertem Diensteangebot 
können kein vollständiger Ersatz 
für bisherige Filial- oder Agentur-
lösungen sein. 

3) Die PUDLV sollte die Rechte von 
Verbrauchern als Empfänger aus-
drücklich berücksichtigen. Wenn 
Anbieter von Universaldienstleis-
tungen den Empfänger nicht an-
treffen, müssen sie dem Empfän-
ger einfachen Zugang zur Sen-
dung ermöglichen: z. B. durch 
mehrfache Zustellversuche oder 
durch Hinterlegung in Abholpunk-
ten in der Nähe des Empfängers. 

4) Wenn Verbraucher Nachsendean-
träge bei einem Postdienstleister 
stellen, sollten die neuen Adres-
sen – die Zustimmung der betrof-

fenen Empfänger vorausgesetzt – 
auch allen anderen Postdienst-
leistern zugänglich gemacht wer-
den. Postdienstleister innerhalb 
des gleichen Versorgungsgebiets 
sollten zum Austausch von Nach-
sendeanträgen verpflichtet werd 

5) Versender haben ein Anrecht 
darauf, dass nicht zustellbare 
Briefe an sie zurückgesendet wer-
den. Zur Stärkung der Verbrau-
cherrechte sollten alle Postdienst-
leister – nicht wie bisher nur 
marktbeherrschende – zur Rück-
sendung unzustellbarer Sendun-
gen verpflichtet werden. Kunden 
und Postunternehmen sollte es 
jedoch freigestellt sein, für Mas-
sensendungen abweichende Ver-
einbarungen zu treffen. 

6) Versender haben ein Anrecht 
darauf, dass falsch zugestellte 
Briefe an sie zurückgesendet wer-
den. Wenn ein Postdienstleister 
einen falsch zugestellten Brief 
vom (falschen) Empfänger zu-
rückerhält, sollte er die Rücksen-
dung zum Versender in jedem Fall 
besorgen. Wenn die Sendung ur-
sprünglich von einem anderen 
Postdienstleister (falsch) zuge-
stellt wurde, sollten die Irrläufer 
zunächst dem verantwortlichen 
Postunternehmen zugänglich ge-
macht werden. 

Alex Dieke  

Methoden zur Ermittlung der Kosten der 
postalischen Universaldienstverpflichtung: 

Praktische Erfahrungen in Europa 
Die nationalen Postgesellschaften in 
den meisten Staaten Europas unter-
liegen einer Universaldienstverpflich-
tung. Mit dieser gesetzlichen Ver-
pflichtung kann eine Belastung der 
Postunternehmen einhergehen, so-
fern sie infolge der Verpflichtung 
Dienste anbieten müssen, die sie an-
sonsten nicht bzw. in geringerer Qua-
lität oder zu höheren Preisen anbie-
ten würden. In der Vergangenheit be-
stand (für die nationalen Postunter-
nehmen) wenig Anlass, etwaige Kos-
ten der Universaldienstverpflichtung 
zu quantifizieren, da diese Unterneh-
men in der Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten mit umfassenden Monopolrechten 
(reservierte Bereiche) ausgestattet 
waren – und oft noch sind. Mit der 
geplanten vollständigen Öffnung der 
Briefmärkte fällt diese Finanzie-
rungsmöglichkeit jedoch weg. Einige 

Postunternehmen erheben Forderun-
gen nach anderweitigem finanziellen 
Ausgleich. In diesem Fall, wenn die 
Höhe von Transferleistungen be-
stimmt werden soll, erhält die Frage 
nach angemessenen Methoden zur 
Bestimmung der Universaldienstlast 
besondere Bedeutung. Der Richtli-
nienentwurf der Europäischen Kom-
mission1 weist zu Recht darauf hin, 
dass die Höhe möglicher (Netto-) 
Kosten aus der Universaldienstver-
pflichtung, die zu unangemessenen 
Nachteilen für den Universaldienst-
leister führen können, zumindest 
dann unter Aufsicht der Regulierungs-
behörde berechnet werden müssen, 
wenn eine Kompensierung durch den 
Staat oder einen Fonds erfolgen soll. 

WIK-Consult hat in der ersten Jah-
reshälfte 2007 eine Studie zu Metho-

den der Ermittlung von Universal-
dienstlasten in Auftrag des UVEK 
(des Schweizerischen Departements 
für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation) erstellt. Im August 
2007 hat WIK-Consult die Ergebnisse 
eines internationalen Vergleichs zu 
diesem Thema, bei einer Sitzung des 
CERP (der europäischen Organisati-
on von Post-Regulierungsbehörden) 
präsentiert. 

Das Konzept der Universal-
dienstlast 
In der wissenschaftlichen Literatur 
besteht ein weitgehender Konsens 
über die allgemeinen Grundsätze zur 
Ermittlung der Kosten aus einer Uni-
versaldienstverpflichtung. Panzar2 
betont, dass zur Ermittlung der Kos-
ten der Universaldienstverpflichtung 
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grundsätzlich eine genaue Spezifizie-
rung des Markt-Szenarios ohne Uni-
versaldienstverpflichtung erforderlich 
ist. Es müssen nachvollziehbare Vor-
hersagen bzw. Annahmen darüber 
getroffen werden, welche Dienste das 
Postunternehmen in einer Situation 
ohne Universaldienstverpflichtung 
freiwillig weiterhin anbieten bzw. wel-
che es einstellen würde, ob und ggf. 
welche Qualitätsanpassungen es 
vornehmen würde, zu welchen Prei-
sen es anbieten und welche Mengen 
es absetzen würde. Diese Verringe-
rung des Leistungsumfangs muss 
praktisch durchführbar sein, d. h. das 
Markt-Szenario (der Referenzfall) 
muss glaubwürdig sein. 

Die Kosten der Universaldienstver-
pflichtung ergeben sich aus der Diffe-
renz der Gewinne, die das Postunter-
nehmen mit bzw. ohne Universal-
dienstleistungsverpflichtung erzielen 
kann. Ein Vergleich der Gewinne imp-
liziert, dass neben den Veränderun-
gen auf der Kostenseite auch Verän-
derungen auf der Umsatzseite durch 
den Wegfall der Verpflichtung be-
rücksichtigt werden müssen. Es ist 
dabei zu beachten, dass die Kosten 
der Universaldienstverpflichtung nicht 
gleichbedeutend sind mit einem mög-
lichen Ergebnisrückgang eines Mo-
nopolisten im Zuge der Liberalisie-
rung. Die Kosten der Verpflichtung 
sind konzeptionell unabhängig von 
den „Kosten der Liberalisierung“. Uni-
versaldienstlasten sind in einem Mo-
nopolmarkt genauso denkbar wie in 
einem Wettbewerbsmarkt. 

Der theoretische Ansatz zur Ermitt-
lung der Kosten aus der Universal-
dienstverpflichtung erfordert eine 
Vielzahl von Annahmen; insbesonde-
re für das Szenario ohne Verpflich-
tung. Die hohen Informationsanforde-
rungen und das Erfordernis komple-
xer (und letztlich nicht verifizierbarer) 
Annahmen bedeuten erhebliche Her-
ausforderungen für die praktische Be-
rechnung von Universaldienstlasten. 
Daher muss nach praktikablen We-
gen gesucht werden, diesen Heraus-
forderungen zu begegnen. Im Fol-
genden werden Berechnungsansätze 
vorgestellt, die in Belgien, Frankreich, 
Großbritannien und Norwegen entwi-
ckelt und teils auch angewendet wur-
den. Sie werden vor dem Hintergrund 
der oben skizzierten theoretischen 
Anforderungen diskutiert. 

Belgien 
Das Berechnungsverfahren wurde im 
Januar 2006 durch eine Verordnung 
fixiert.3 Die Verordnung sieht eine 
nachträgliche Berechnung der Kosten 
jeweils im folgenden Geschäftsjahr 
vor. Die Berechnung soll durch die 
Regulierungsbehörde erfolgen. Es 

handelt sich um ein Verfahren, das 
auf produktorientierten Vollkosten ba-
siert. Zu diesem Zweck weist die bel-
gische La Poste / De Post in ihrem 
Rechnungswesen die direkt und indi-
rekt zurechenbaren Kosten von ca. 
700 Universaldienstprodukten aus.4 
Die verbleibenden nicht zurechenba-
ren Gemeinkosten werden durch den 
Regulierer entsprechend der Vorgabe 
der europäischen Postrichtlinie zuge-
rechnet.5 Die Kosten der Universal-
dienstverpflichtung werden im belgi-
schen Modell als die Summe der Er-
gebnisse aller unrentablen Produkte 
berechnet. 

Dieser „buchhalterische“ Ansatz zur 
Ermittlung der Universaldienstlast 
geht von den Informationen aus, die 
im Rahmen der regulatorischen An-
forderungen zur Kontentrennung und 
Kostenzurechnung (aus der Post-
Richtlinie) von jedem Universal-
dienstleister mit Monopolrechten be-
reitgestellt werden müssen. Vor die-
sem Hintergrund erscheint der Ansatz 
zunächst nahe liegend und relativ 
einfach umsetzbar.  

Mit Blick auf die theoretischen Anfor-
derungen zur Ermittlung der Kosten 
der Universaldienstverpflichtung ist 
dieser Ansatz allerdings sehr kritisch 
zu sehen: 

- Es werden die Kosten des Uni-
versaldienstes, nicht notwendi-
gerweise der Universaldienstver-
pflichtung berechnet. Diese histo-
rischen Kosten enthalten in der 
Regel Ineffizienzen. Darüber hin-
aus besteht die Möglichkeit, dass 
die belgische Post die Universal-
dienstanforderungen übererfüllt, 
und damit zu höheren Kosten 
produziert als die Verpflichtung es 
erfordert. 

- Der Referenzfall ergibt sich ledig-
lich implizit: Alle Universaldienst-
produkte, deren Erträge nicht aus-
reichen die jeweiligen Vollkosten 
zu decken, würden eingestellt. Es 
ist höchst fraglich, ob dieser indi-
rekt ableitbare Referenzfall – etwa 
die Einstellung einer Gewichts-
klasse für Briefe – eine in der 
Praxis realisierbare Handlungsal-
ternative für das Postunterneh-
men darstellt. 

- Der Kostenmaßstab „Vollkosten“ 
ist ungeeignet. Ein Wegfall ein-
zelner Produkte führt nicht zu ei-
nem Wegfall der zugerechneten 
Vollkosten. Es kann dazu führen, 
dass die verbleibenden Produkte 
des Unternehmens nicht mehr 
genügend Deckungsbeiträge lie-
fern um die nach wie vor anfallen-
den Gemeinkosten zu decken. 

- Der Wegfall von Produkten hat 
Auswirkungen auf die Kosten und 
Erträge der verbleibenden Pro-
dukte, die bei diesem Ansatz e-
benfalls nicht berücksichtigt wer-
den. 

Frankreich 
Die französische "La Poste" hat ne-
ben einer postalischen Grundversor-
gungsverpflichtung weitere regional-
planerische Verpflichtungen zu erfül-
len. Für beide Bereiche gibt es unter-
schiedliche gesetzliche Anforderungs-
kataloge. Insbesondere für die zu-
sätzlichen Lasten, die dem Unter-
nehmen aus den Auflagen bezüglich 
der Regionalförderung entstehen, er-
hält La Poste eine Kompensation in 
Form von Steuererleichterungen bei 
der Gewerbe- und Grundsteuer. Die 
Finanzierung der zusätzlichen Lasten 
aus der Post-Universaldienstverpflich-
tung im Filialnetz erfolgt hingegen bis-
lang über Erträge aus dem reservier-
ten Bereich.  

Abbildung 1: Die Mehrkosten des Filialnetzes von La Poste (FR) 
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La Poste hat einen Berechnungsan-
satz entwickelt, der die zusätzlichen 
Kosten im Filialnetz resultierend aus 
der Universaldienstverpflichtung ei-
nerseits und den Auflagen aus der 
Regionalförderung andererseits ermit-
teln soll. Die so genannte CRAT 
(„Contribution du Réseau à 
l’Aménagement du Territoire“) besteht 
daher aus zwei Teilen (siehe Abbil-
dung 1). 

Ziel des Berechnungsansatzes ist es, 
die Mehrkosten aus den Universal-
dienstvorgaben zum flächendecken-
den Poststellennetz (CRAT accessibi-
lité) und die Mehrkosten, die sich aus 
regionalplanerischen Auflagen (CRAT 
résiduelle) ergeben, zu isolieren. Zur 
Ermittlung der notwendigen Anzahl 
der Filialen für den Universaldienst 
werden die im Postrecht fixierten 
Dichtekriterien angewendet. Die 
Auswahl der Filialen erfolgt unter Be-
rücksichtigung der Nachfrage in den 
jeweiligen Einzugsgebieten der Filia-
len. Die Nachfragewirkungen werden 
separat für die Dienstleistungen aus 
den Bereichen Brief, Paket und Fi-
nanzdienstleistungen auf lokaler E-
bene geschätzt; speziell für die Fi-
nanzdienstleistungen wird die Nach-
frage durch die Entfernung zur nächs-
ten Poststelle und durch die Wettbe-
werbsintensität in der jeweiligen Re-
gion beeinflusst.6 Dabei wird von den 
tatsächlich existierenden Postfilialen 
ausgegangen. Die gesamten Mehr-
kosten aus beiden Verpflichtungen 
ergeben sich aus der Differenz der 
Mehrkosten des bestehenden Post-
stellennetzes (Réseau réel) und eines 
hypothetischen Poststellennetzes, 
welches La Poste unter der Annahme 
der Gewinnmaximierung ohne jegli-
che gesetzliche Verpflichtung betrei-
ben würde (Réseau commercial). Un-
ter Mehrkosten wird die Differenz 
zwischen den Kosten und Umsätzen 
für das jeweils betrachtete Poststel-
lennetz verstanden. 

Das Verfahren von La Poste leitet als 
Referenzfall eine echte kommerzielle 
Alternative aus Sicht des Konzerns 
La Poste für das Filalnetz ab. Es be-
rechnet daher nicht die Kosten der 
Universaldienstverpflichtung insge-
samt, sondern nur den Teil, der im Fi-
lialnetz entsteht.7 Der Referenzfall o-
rientiert sich an der Gesamtstrategie 
(Erbringung von Post- und Finanz-
dienstleistungen) des Postunterneh-
mens. Die umfassende Berücksichti-
gung der Nachfrageseite bringt es mit 
sich, dass der Berechnungsansatz 
sehr komplex ist. Da die Kosten und 
Erträge des aktuellen Filialnetzes den 
Ausgangspunkt der Berechnungen 
darstellen, können in den Kosten In-
effizienzen in der Dienstleistungsbe-
reitstellung enthalten sein. So bleibt 

z. B. die Möglichkeit unberücksichtigt, 
dass Post-Universaldienste auch in 
fremdbetriebenen Agenturen anstatt 
von posteigenen Filialen angeboten 
werden können. 

Großbritannien 
Im Rahmen der Diskussion um den 
Marktöffnungsfahrplan in Großbritan-
nien hat die britische Royal Mail 
2000/2001 eine Schätzung der Kos-
ten der postalischen Grundversor-
gungsverpflichtung vorgenommen.  

Im Zentrum der Berechnungen von 
Royal Mail steht die Ermittlung der 
Last, die sich aus der flächendecken-
den Zustellung von Briefsendungen 
ergibt. Royal Mail hat zu diesem 
Zweck die Sendungsströme nach 
verschiedenen Kriterien differenziert: 
Produkt, Gewichtsklassen, Entfer-
nungsklassen, Empfängertyp, Zustell-
region, sowie Größe und Bearbei-
tungsfähigkeit der Sendungen. Auf 
dieser Basis hat Royal Mail für jeden 
der mehr als 20'000 disaggregierten 
Sendungsströme die Erträge ermittelt 
und die langfristig vermeidbaren Kos-
ten für das Geschäftsjahr 1999/2000 
geschätzt. Es handelt sich dabei um 
eine Schätzung der Kosten, die weg-
fallen würden, wenn die betroffenen 
Sendungen nicht befördert und zuge-
stellt würden. Zur Ermittlung der Last 
wurden die vermeidbaren Kosten pro 
Sendungsstrom den jeweiligen Erträ-
gen gegenübergestellt. Die Summe 
der Verluste ergab für das betreffen-
de Geschäftsjahr einen Betrag von 81 
Mio. £; dies entspricht ca. 1 % des 
damaligen Umsatzes von Royal Mail 
(damals Consignia). 

Als Ausgangssituation geht Royal 
Mail von seinen bestehenden Brief-
produkten aus. Die Regulierungsbe-
hörde Postcomm merkt dazu kritisch 
an, dass zu prüfen wäre, ob die 
Dienstleistungsbereitstellung dem 
Umfang der Universaldienstleistungs-
verpflichtung, wie sie im Postgesetz 
und in der Lizenz definiert ist, ent-
spricht.8 Royal Mail stellt keine expli-
ziten Überlegungen an, welche 
Dienste sie auch ohne Universal-
dienstverpflichtung anbieten würde. 
Vielmehr ergibt sich das Referenz-
Szenario implizit: Verlustbringende 
Sendungsströme würden nicht mehr 
verarbeitet und zugestellt. Dieser indi-
rekt ableitbare Referenzfall ist als 
Geschäftsmodell eines Postunter-
nehmens (auch ohne Universal-
dienstverpflichtung) wenig plausibel: 
Auf der einen Seite ist es unwahr-
scheinlich, dass Royal Mail in der La-
ge wäre, ausgewählte Sendungs-
ströme wegzulassen; auf der anderen 
Seite ist eine derartige Maßnahme 
gegenüber den Postkunden kaum 
vermittelbar. 

Wenn Sendungsströme wegfallen, 
hat dies Einfluss auf Kosten und Er-
träge der verbleibenden Sendungs-
menge (aufgrund bestehender Ver-
bund- und Skaleneffekte bei der Ein-
sammlung und Zustellung von 
Briefsendungen). Es bleibt unklar, ob 
Royal Mail diese Wechselwirkungen 
berücksichtigt hat. 

Norwegen 
In Norwegen ist es seit 1995 üblich, 
eine Last der Universaldienstleis-
tungsverpflichtung zu berechnen. 
Dies resultiert aus einer Lizenzaufla-
ge der norwegischen Post, die eine 
automatische Quersubventionierung 
zwischen den reservierten und den 
nicht reservierten Universaldiensten 
verbietet. Bis einschließlich 2005 hat 
der Staat Zusatzkosten, die sich aus 
der Universaldienstverpflichtung er-
geben, übernommen.9 

Das aktuelle Berechnungsverfahren 
wurde durch die norwegische Post 
entwickelt und 2001 erstmals zur 
Prognose der Last aus der postali-
schen Universaldienstverpflichtung 
für das jeweils folgende Geschäfts-
jahr verwendet.10 Grundsätzlich ist 
der Ansatz der norwegischen Post 
pragmatischer Natur: er sollte mög-
lichst transparent und der Öffentlich-
keit gut vermittelbar sein.  

Statt von einer mechanischen Kos-
ten- und Ertragsrechnung auszuge-
hen, ist ein zentrales Element für die 
Bestimmung des Referenz-Szenarios 
die langfristige Unternehmensstrate-
gie der Post: Auch ohne Universal-
dienstverpflichtung würde die Post 
flächendeckend und landesweit quali-
tativ hochwertige Postdienstleistun-
gen anbieten. Vor diesem Hinter-
grund hat die norwegische Post für 
den Referenzfall ein Geschäftsmodell 
abgeleitet, das ausgehend von spezi-
fischen Universaldienstanforderun-
gen, wie beispielsweise einer flä-
chendeckenden 6-Tage-Zustellung, 
ein Dienstleistungsniveau ableitet, 
welches auch im Fall ohne Universal-
dienstverpflichtung Bestand hätte 
(„strategisches Dienstleistungsni-
veau“). Zusatzkosten resultierend aus 
der Zustellhäufigkeit stellen dabei aus 
Sicht der norwegischen Post den be-
deutendsten Block der Kosten aus 
der Verpflichtung dar. So würden bei-
spielsweise 15% der Haushalte eine 
5-Tage und 5% der Haushalte eine 2-
Tage- statt einer 6-Tage Zustellung 
erhalten. Die Variation in der Zustell-
häufigkeit in dünn besiedelten Regio-
nen würde bewirken, dass der lan-
desweite Einheitstarif (mit Ausnahme 
von Spitzbergen) erhalten bleiben 
könnte. Für das Filialnetz sieht die 
norwegische Post dabei keine Verän-
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derungen vor. Ohnehin wurde es seit 
2000 erheblich umstrukturiert: Bei 
steigender Zahl von Postfilialen wer-
den heute über 70 % als Agenturen 
betrieben. Bei diesem Geschäftsmo-
dell erwartet die Post insgesamt keine 
spürbaren Ertragsänderungen, so 
dass sie bei der Berechnung der Kos-
ten aus der Verpflichtung nicht be-
rücksichtigt werden. 

Das für den Referenzfall von der nor-
wegischen Post vorgeschlagene Ge-
schäftsmodell erscheint insgesamt 
plausibel und in der Praxis durchführ-
bar – gerade auch im Vergleich zu 
den Modellen, die in anderen Län-
dern vorgeschlagen wurden. 

Schlussfolgerungen 
Die größten Unterschiede finden sich 
bei den Dienstleistungselementen, 
die im Referenzfall eine Veränderung 
erfahren würden (Tabelle 1, Zeile: 
„Gegenstand der Berechnung“). Ins-
besondere im norwegischen und 
französischen Beispiel stellen spezifi-
sche Anforderungen der Universal-
dienstverpflichtung (Dichte des Filial-
netzes, Zustellhäufigkeit) den Aus-
gangspunkt für die Berechnungen 
dar. Zudem spielt in beiden Fällen die 
langfristige Unternehmensstrategie 
der Postkonzerne eine Rolle. Überle-
gungen dieser Art, die einerseits ei-
nen Bezug zur Universaldienstver-
pflichtung herstellen und andererseits 
unternehmensstrategische Gesichts-
punkte berücksichtigen, finden sich 
weder im belgischen noch im briti-

schen Berechnungsansatz. Die Folge 
dieser fehlenden Überlegungen sind 
wenig überzeugende, in der Praxis 
möglicherweise schwer umsetzbare 
Geschäftsmodelle. Der indirekt ab-
leitbare Referenzfall ergibt sich zwar 
endogen, seine Plausibilität und Prak-
tikabilität wird von den Unternehmen 
jedoch nicht hinterfragt (und schon 
gar nicht nachgewiesen). 

Die Diskussion der vier in Europa 
entwickelten Berechnungsansätze 
gibt Hinweise, welche Elemente ein 
überzeugendes und praktikables 
Konzept zur Ermittlung der Kosten 
der Universaldienstverpflichtung be-
rücksichtigen sollte: 

- Explizite Ableitung eines Refe-
renz-Szenarios: Welche Dienste, 
bzw. Dienstleistungselemente 
würde das Postunternehmen ein-
schränken, wenn es keiner Uni-
versaldienstverpflichtung unter-
liegen würde. 

- Das Referenz-Szenario sollte eine 
plausible Geschäftsstrategie für 
das Postunternehmens darstellen 
(und daher in der Regel nicht 
drastisch vom bisherigen Ge-
schäftsmodell abweichen). 

- Der Wegfall der Universaldienst-
verpflichtung bedeutet nicht not-
wendigerweise, dass komplette 
Dienste bzw. Produkte eingestellt 
werden. Als nahe liegender er-
scheinen zunächst Anpassungen 
der Dienstleistungserbringung. 

- Bei der Ableitung des Referenz-
Szenarios bzw. bei der Berech-
nung der Kosten sollte die Nach-
frageseite berücksichtigt werden. 
Ebenso sind die weiteren Vortei-
le, die sich für das Postunter-
nehmen aus der Erbringung des 
Universaldienstes ergeben (etwa 
Steuerprivilegien), zu berücksich-
tigen. 

Antonia Niederprüm 
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Schlüssels, der aus dem Verhältnis zwi-
schen allen direkt und indirekt umgelegten 
oder zugeordneten Ausgaben für den ein-
zelnen reservierten Dienst einerseits und 
die anderen Dienste andererseits errechnet 
wird.  

6 Commission d’Européenne, C(2005)5412 
final, Paragraph 123 

7 Ergebnisrechungen für einzelne Wertschöp-
fungsstufen sind grundsätzlich von internen 
Verrechnungspreisen abhängig. Die Be-
schränkung auf das Filialnetz kann daher 
eine geringere Transparenz der Berech-
nungsmethode zur Folge haben. 

8 Postcomm hat erst zu einem späteren Zeit-
punkt definiert, welche Briefprodukte von 
Royal Mail Teil der Universaldienstverpflich-
tung sind. Vgl. Postcomm (2004), The UK’s 
universal postal service; Postcomm (2005), 
The universal service for bulk mailers. 

9 Vgl. Jahresberichte der norwegischen Post. 
Die von der norwegischen Post ausgewie-
sene Universaldienstlast hat sich zwischen 
2001 und 2006 mehr als halbiert: In 2001 
betrug sie NOK 540 Mio., für das Jahr 2006 
wurde ein Betrag von NOK 253 Mio. aus-
gewiesen. 

10 Vgl. Bergum, Kristin (2001), The Universal 
Service Obligation – a strategic perspective 
on service level and cost: Calculating the 
burden of the USO – the Norwegian experi-
ence. 

Tabelle 1: Verfahren im Vergleich 

Land 

Merkmal 
Belgien Frankreich Großbritannien Norwegen 

Verfahren entwi-
ckelt durch Gesetzgeber La Poste Royal Mail Posten Norge 

Referenzfall ex-
plizit entwickelt? Nein Ja Nein Ja 

Gegenstand der 
Berechnung 

Universal-
dienst-
produkte 

Filialnetz Disaggregierte 
Sendungsströme 

Universaldienst-
anforderungen, wie 
Zustellhäufigkeit 

Kostenstandard Vollkosten 
(FDC) 

Inkrementelle 
Kosten 

Inkrementelle 
Kosten 

Inkrementelle 
Kosten 

Berücksichti-
gung direkter Er-
tragseffekte? 

Ja, direkte 
Produkt-
erträge 

Ja, Nachfrage 
nach Post- und Fi-
nanzdienstleistun-
gen in Postfilialen 

Ja, direkte Pro-
dukterträge 

Ja und als nicht 
bedeutend einge-
schätzt 

Berücksichti-
gung indirekter 
Ertrags- und 
Kosteneffekte 

Nein Unklar Nein 
Ja, implizit bei der 
Gestaltung des 
Referenzszenarios 
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Der Weg zu Bitstrom Zugang in Deutschland 
Ende August fällte die Bundesnetz-
agentur eine wesentliche Entschei-
dung zum Standardangebot für IP 
Bitstrom zur Einführung von Bitstrom 
in Deutschland. Wie sich die Nutzung 
und Ausgestaltung von Bitstrom auf 
europäischer Ebene darstellt, zeigt 
die aktuelle Studie des WIK „Bedeu-
tung von Bitstrom in europäischen 
Breitbandvorleistungsmärkten“ (Dis-
kussionsbeitrag 299, siehe Seite 19 in 
diesem Newsletter). Im Rahmen die-
ser Bearbeitung liegt es nahe, die 
Regulierungssituation im deutschen 
Markt genauer darzustellen. 

Entscheidungsprozesse in 
Deutschland 
In Deutschland gibt es bislang noch 
kein reguliertes Vorleistungsprodukt, 
das der Bitstromdefinition der Bun-
desnetzagentur (BNetzA) bzw. der 
Common Position der European Re-
gulators Group (ERG) entspricht1. Ei-
ne denkbare Kombination aus DSL 
Anschluss Resale und der Zufüh-
rungsleistung ZISP erfüllt beispiels-
weise nicht die Kriterien der Quali-
tätsdifferenzierung, da ZISP keinerlei 
Gewährleistung von Qualitätsmerk-
malen bereitstellt. Die Qualitätsmerk-
male sind denn auch der zentrale An-
gelpunkt bei der Einführung von Bit-
strom. Bevor wesentliche inhaltlichen 
Fragen erörtert werden, wird die Ent-
wicklung der zugrunde liegenden Ent-
scheidungsprozesse dargestellt.  

Bereits 2003 hatte die BNetzA einen 
Workshop zu Bitstrom veranstaltet, 
um die rechtlichen, ökonomischen 
und technischen Aspekte des Bit-
stromzugangs zu diskutieren. Die sich 
anschließenden Anhörungen bildeten 
den Einstieg in die Marktdefinition 
und Marktanalyse gemäß europäi-
schem Rechtsrahmen. Mit dem Ab-
schluss und der Veröffentlichung im 
Januar 2006 wurde dann die strategi-
sche Marktmacht der T-Com im Markt 
12 (Breitbandzugang für Großkun-
den) festgestellt. Im September 2006 
und im März 2007 wurden der T-Com 
dann durch getrennte Regulierungs-
verfügungen für IP- (ex-ante Preisre-
gulierung) und ATM- (ex-post Preis-
regulierung) Bitstrom die Bereitstel-
lung des Bitstromzugangs und die 
Vorlage eines Standardangebotes 
auferlegt. Die T-Com legte ihre Ent-
würfe im Dezember 2006 (IP Bit-
strom) und im Juni 2007 (ATM Bit-
strom) vor.  

Da im Rahmen des fortgesetzten 
Konsultationsprozesses zwischen 
den Beteiligten trotz Regulierungsver-

fügung keine Einigung über den In-
halt des Standardangebots erzielt 
werden konnte, initiierte Telefonica 
Deutschland ein separates Verfahren 
auf Zugangsanordnung  auf Grundla-
ge des §25 TKG. Während die BNet-
zA im Laufe des "normalen Prozes-
ses" nach der Regulierungsverfügung 
nur kommentierend auf das Stan-
dardangebot einwirken darf, kann sie 
im Rahmen des Anordnungsverfah-
rens der T-Com konkrete Inhalte vor-
schreiben. Der Beschluss in diesem 
Anordnungsverfahren wurde – eben-
so wie die Entscheidung der BK 3 
zum generischen Entstehungsverlauf 

des Standardangebots für Bitstrom – 
am 28.8.2007 veröffentlicht und stellt 
den Status Quo hinsichtlich der Ein-
führung von Bitstrom in Deutschland 
dar. 

Qualitätsmerkmale als kriti-
scher Faktor 
Im Laufe des Konsultationsprozesses 
hat sich – wie dies auch zu erwarten 
war – vor allem die Qualitätsdifferen-
zierung als kritischer Faktor heraus-
gebildet. Die Wettbewerber bean-
standeten im ersten Entwurf des 
Standardangebotes besonders, dass 
keinerlei Qualitätszusagen enthalten 
waren. Dabei wurden unterschiedli-
che Vorschläge zur Umsetzung ange-
führt: 

• Einführung einer Mindestqualität, 
definiert durch Maximalwerte für 
Paketzustellrate, Paketlaufzeit 
und Jitter 

• Einführung optionaler Qualitäts-
merkmale durch 

- Bereitstellung mehrerer Ver-
kehrsklassen, welche durch 
virtuelle Verbindungen zu ei-
nem Endkunden gleichzeitig 
bereitgestellt werden können. 
Es wurden dabei von einigen 
Wettbewerben 4, von anderen 
2 unterschiedliche Virtual 
Channels (VCs) je Endkunde 
gefordert. 

- Zugang zum Multicast der T-
Com 

Anforderungen der BNetzA 
an die Ausgestaltung von 
Bitstrom in Deutschland 
Die Anforderungen an die Ausgestal-
tung von IP Bitstrom hat die BNetzA 
in beiden Entscheidungen dargelegt 
("Überprüfung des Standardangebots 
im regulären Verwaltungsverfahren" 
sowie "Anordnungsverfahren"). Die 
inhaltlichen Anforderungen sind dabei 
im Rahmen des Beschlusses zur Ü-
berprüfung des Standardangebotes 
im regulären Verwaltungsverfahren 
detailliert ausgeführt. Im Beschluss 
des Anordnungsverfahrens wird dabei 
umfangreich auf die Inhalte des ande-
ren Beschlusses zurückgegriffen. 
Beide Beschlüsse sind somit faktisch 
als Einheit zu sehen. In ihrer Ent-
scheidung legte die BNetzA der T-
Com nur den ersten der qualitätsbe-
zogenen Punkte auf und verpflichtete 
sie, eine Mindestqualität bereitzustel-

Abbildung 1: Überblick über den Regulierungsprozess 
 

Regulierungsverfahren beim IP Bitstrom

Marktdefinition (§10TKG)
Abgrenzung sachlich und räumlich relevanter Märkte

Marktanalyse (§11TKG)
Identifizierung der Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht

Regulierungsverfügung (§13TKG)
Zugangsverpflichtung sowie insbesondere Standardangebot und (hier 

ex-ante) Entgeltregulierung

Gültige Zugangsvereinbarung

01/2006

09/2006

08/2007

Falls keine Zugangsvereinbarung zustande 
kommt, wird auf Antrag (04/2007) eingeleitet:

Zugangsanordnung (§25TKG)

Überprüfungsverfahren (§23TKG)

Vorlage Standardangebot
Überprüfung Standardangebot

Vorlage Standardangebot 12/2006, 04/2007
Überprüfung Standardangebot
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len. Dabei verzichtete die BNetzA auf 
die Vorgabe der Werte der einzelnen 
Qualitätsparameter und beschränkte 
sich auf die Anforderung, dass die 
von der T-Com festzulegende Aus-
prägung der Qualitätsparameter den 
Anforderungen einer grundsätzlichen 
Eignung von Bitstrom für Telefonver-
bindungen (VoIP) garantieren muss. 

Weder der generellen Differenzierung 
in unterschiedliche Qualitätsklassen 
noch der hilfsweisen Aufsetzung von 
Klassen rein auf der letzten Meile 
wurde entsprochen. Dabei wird hin-
sichtlich der Differenzierung in vier 
Qualitätsklassen auf die mangelnde 
technische Realisierbarkeit im ATM-
Netz der T-Com verwiesen. Die 
BNetzA verweist jedoch explizit auf 
die Notwendigkeit einer zukünftigen 
Ergänzung weiterer Qualitätsklassen 
im Zuge der Ablösung des ATM Kon-
zentrationsnetzes durch Ethernet. Ei-
ne Realisierung mit zwei Verkehrs-
klassen im Konzentrationsnetz wäre 
zwar heute bereits bedingt möglich. 
Ein Qualitätszuwachs wäre im Mas-
senmarktkontext aber zurzeit nicht 
kommerziell verwertbar.  

Hinsichtlich der Forderung nach Mul-
ticast ist dem Beschluss der BNetzA 
zufolge ein Betrieb von IPTV erst im 
Rahmen eines Bitstrom auf Basis von 
Gigabit Ethernet vor dem BRAS effi-
zient. Daher wurde der Forderung 
nach Multicast im IP Bitstrom mit Hin-
blick auf das heute zugrunde liegen-
de ATM-basierte Konzentrationsnetz 
nicht entsprochen. 

Welche Leistungsmerkmale  
kann man also vom IP Bit-
strom der T-Com erwarten? 
Der Entscheidung der Beschluss-
kammer 3 legt der T-Com auf, bis 
Ende September 2007 ein Standard-
angebot für Bitstrom mit folgenden 
Hauptmerkmalen vorzulegen: 

• Definierte Mindestqualität 

• Bandbreitenoptionen analog dem 
Angebot der T-Com (ohne Bereit-
stellung der maximalen Bandbrei-
te über den rate adaptive mode, 
aber mit SDSL Technik. Eine 
VDSL Option ist nicht vorgese-
hen: VDSL wäre aufzunehmen, 
wenn bei künftiger Überprüfung 
z.B. hochqualitative IPTV Dienste 
zum Markt für IP Bitstrom zu zäh-
len wären). 

• Optional verfügbar als stand alone 
Bitstrom (ohne Festnetzan-
schluss) 

• Übergabe an den 73 Breitband-
PoPs der T-Com (analog ZISP), 
wobei die Zusammenschaltung für 
ZISP und Bitstrom über den glei-
chen Anschluss laufen kann. 

• Sofern die T-Com Ihren Endkun-
den auch jenseits des IPTV 
Dienstes Angebote auf Basis von 
Gigabit Ethernet anbietet, muss 
sie den Wettbewerber die gleiche 
Qualität bereitstellen. 

Fazit 
Einerseits reiht sich das deutsche IP 
Bitstrom Produkt hinsichtlich der Qua-
litätsdifferenzierung in den geringen 

Handlungsspielraum der etablierten 
europäischen Standardangebote für 
IP Bitstrom ein. Andererseits wurden 
durch den Beschluss der BNetzA hier 
erstmalig Mindestqualitäten für den IP 
Bitstrom festgelegt, was bislang in 
Europa beispiellos ist. Mit der Ver-
pflichtung zum stand alone Bitstrom 
besteht ebenfalls die Möglichkeit für 
alternative Anbieter auch in den Re-
gionen, in denen sie nicht mit eigener 
Infrastruktur die Teilnehmeran-
schlussleitung anmieten, den Wett-
bewerb mit Komplettanschlüssen zu 
führen. Gerade in der jüngeren Ver-
gangenheit zeichnete sich ab, dass 
diese Produktbündelung für den 
Wettbewerb in Deutschland immer 
wichtiger wurde. 

Die BNetzA hat bei ihrer Entschei-
dung zur Qualität den Wandlungspro-
zess zum NGN berücksichtigen müs-
sen. Insofern hat sie mit der Einfüh-
rung einer Mindestqualität für den IP 
Bitstrom nicht der zukünftigen Bedeu-
tung von unterschiedlichen Verkehrs-
klassen widersprochen, sondern dies 
bereits explizit aufgenommen. Dies 
kann als Absichtserklärung des Regu-
lierers interpretiert werden, in Zukunft 
mit der weit reichenden Verfügbarkeit 
von Ethernet ein IP Bitstrom mit diffe-
renzierten Qualitätsklassen einzufüh-
ren. 

Stephan Jay 

                                                           
1 Vgl. Marktdefinition und Marktanalyse zum 

Markt 12 der Bundesnetzagentur vom 12.1. 
2006, S. 5/6 und ERG (2004): Gemeinsa-
mer Standpunkt zum Bitstromzugang vom 
2.April 2004, S. 3. 

Konferenzen 

2. Black Sea and Caspian Regulatory Conference - 
Ein Telekommunikationsforum 

zwischen Ost und West 
Die Türkische Telekommunikati-
onsbehörde veranstaltete mit Unter-
stützung des WIK am 22.-23. Juni die 
zweite Auflage der Black Sea and 
Caspian Regulatory Conference. 
Die Konferenz, die auch diesmal wie-
der in Istanbul stattfand, entwickelt 
sich zu einem ständigen Forum des 
Austausches und der Debatte zwi-
schen den Anrainerstaaten des 
Schwarzen und des Kaspischen Mee-
res sowie der Europäischen Union. 

Die Konferenz war in sechs Panels 
organisiert. In dem Panel „Globale 
Trends in der Telekommunikationspo-
litik“ stellten Mario Maniewicz (ITU), 
Bernd Langeheine (EU Kommission), 
Annegret Groebel (European Regula-
tors Group) und Kathleen Q. Aber-
nathy (ehemaliger Commissioner der 
U.S. Federal Communications Com-
mission) die Sicht ihrer Institutionen 
dar.  

Die Entwicklungen im Schwarzmeer 
und Kaspischen Raum wurden in ei-
nem Panel erörtert, das Alyar Tami-
rov (Ministerium für Kommunikations- 
und Informationstechnologie von A-
zerbaidjan), Gela Butbaia (Nationale 
Kommission für Kommunikation von 
Georgien), Volodymyr Zveriev (Natio-
nale Kommission für Regulierung der 
Kommunikation von Ukraine), Alya 
Akhmetova (Agentur für Informatisie-
rung und Kommunikation von Azer-
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baidjan), Murat Candan (türkische Te-
lekommunikationsbehörde) sowie 
Hans-Peter Gebhardt (Europäische 
Kommission) umfasste. 

Zwei weitere Panels befassten sich 
mit der aktuellen Regulierungsdiskus-
sion im Westen. Im ersten Panel, in 
dem es um regulatorische Best Prac-
tices ging sprachen Müberra Güngör 
(türkische Telekommunikationsbe-
hörde), Ulrich Stumpf (WIK-Consult), 
Joao Castro (portugiesische Regulie-
rungsbehörde ANACOM), Gary Healy 
(irische Regulierungsbehörde Com-
Reg) und Philippe Defraigne (Cullen 
International). Das zweite Panel be-
handelte zukünftige Herausforderun-
gen wie die Migration zu Next Gene-
ration Networks, Liberalisierung des 
Frequenzmanagements und die 
Breitbandversorgung in ländlichen 
Gebieten. Zu Teilnehmern dieses Pa-
nels gehörten Klaus Müller (Deutsche 
Telekom), Andrea Gavosto (Telekom 
Italia), Dieter Elixmann (WIK-
Consult), Prof. Martin Cave (Universi-
tät Warwick) und Prof. Hitoshi Mitomo 
(Waseda Universität Tokyo). 

In dem abschließenden Roundtable 
diskutierten die Chefs der großen tür-
kischen Telekommunikationsunter-
nehmen Perspektiven des türkischen 
Telekommunikationsmarktes. Vertre-
ten waren Paul Doany (Türk Tele-
kom), Süreyya Ciliv (Türkcell), Attila 

Vitai (Vodafone), Mehmet Celebiler 
(NetOne) und C. Müjdet Altay (Nortel 
Netas). 

Die vom WIK nun zum zweiten Mal 
unterstützte Black Sea and Caspian 
Regulatory Conference ist auf dem 
besten Weg zu einer ständigen Ein-
richtung werden. Sie ist in besonde-

rem Maße geeignet, über die Gren-
zen von Ost und West hinweg den 
Transfer von Know-How und regula-
torischen Best Practices zu fördern. 
Istanbul erwies sich einmal mehr als 
der dafür am besten geeignete Ort. 

Ulrich Stumpf 

Konferenzankündigung: 
International Conference 

Network Neutrality - Implications for Europe 
Hotel Kanzler, Bonn, Germany 

Monday and Tuesday, 3 - 4 December 2007 

Given the growing prominence of 
broadband Internet access, an in-
tense debate over Network Neutrality 
is raging in the United States. Advo-
cates of Network Neutrality regulation 
argue that high speed Internet access 
is a basic public necessity, like water, 
gas, or electrical utilities, and that 
government must intervene in order 
to prevent private networks from ex-
erting undue control over what con-
tent end-users can access and what 
network applications they can run. 
Opponents of such regulation counter 
that the ability of service providers to 
discriminate among different services 
and different customers is a normal 
and healthy part of the evolution of 
the network, and is necessary to en-
able service providers to realize an 

adequate return as networks migrate 
to IP. They argue further that addi-
tional non-discrimination regulations 
at this time would chill private invest-
ment, thereby reducing consumer 
welfare.  All argue that failure to adopt 
their respective positions as policy 
would stifle innovation and reduce 
economic competitiveness. 

The Network Neutrality debate has 
not been intense so far in Europe; 
however, the issue of Network Neu-
trality was a factor in the 2006 review 
of the European regulatory frame-
work, and it could have far-reaching 
implications for the long-term devel-
opment of ICTs in Europe. Therefore, 
this is an appropriate time to assess 
the current situation, to identify any 

shortcomings, and to explore future 
options. 

With this workshop, WIK will bring to-
gether leading experts from govern-
ment, academia and industry from the 
United States, Japan and Europe to 
seek a deeper understanding of Net-
work Neutrality.  Specific questions to 
explore include: 

• What is Network Neutrality? 

• Why has the Network Neutrality 
debate emerged at this particular 
time, and why has it manifested 
itself so differently in the United 
States (and in Japan) than it has 
in Europe? 

• In economic terms, what are the 
true costs and benefits associ-

 
(Von links Müberra Güngör (Türkische Telekommunikationsbehörde), Ulrich Stumpf (WIK-Consult),
Hasan Alkas (Europäische Kommission), Philippe Defraigne (Cullen International) und Gary Healy (Com-
Reg)) 
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ated with deviations from Net-
work Neutrality? 

• What public policy options are 
available to mitigate the risk of 
deviations from Network Neutral-
ity?  What are the costs and 
benefits associated with each? 
What is the best course going 
forward? 

Conference Agenda 

I. Overview and Elements of Net-
work Neutrality 

II. Fixed Line Network Neutrality 

III. Wireless Network Neutrality 

IV. The Economics of Network Neu-
trality 

V. Content and Pluralism 

VI. Regulation & policy  

VII. The Way Forward 

See also detailed program inserted in 
this Newsletter or our website 
www.wik.org. 

Kenneth R. Carter 

 

Nachrichten aus dem Institut  

Neue Abteilung am WIK: Next Generation 
Networks und Internetökonomie 

Zum 1. Juli 2007 hat WIK-Consult 
sein Tätigkeitsportfolio durch die 
Gründung der neuen Abteilung Next 
Generation Networks und Internet-
ökonomie erweitert. Die Abteilung 
verfolgt einen interdisziplinären An-
satz, welcher Kompetenzen und Me-
thoden aus den Bereichen Volkswirt-
schaft, Betriebswirtschaft, Recht, Poli-
tik und Technologie zusammenführt, 
um für Regulierer und Marktteilneh-
mer Strategien in einem sich wan-
delnden und dynamischen Marktum-
feld zu entwickeln.  

Die rasante Entwicklung und Verbrei-
tung fortschrittlicher Kommunikati-
onsnetzwerke konfrontiert alle Betei-
ligten mit komplexen Herausforde-
rungen auf strategischer und operati-
ver Ebene. In der Vergangenheit wa-
ren die verschiedenen Kommunikati-
onsnetzwerke eng mit bestimmten 
Diensten verknüpft: während Tele-
kommunikationsnetze der Individual-
kommunikation dienten, wurden Ka-
belnetze zur Aussendung von Rund-
funksignalen genutzt. Im Zuge aktuel-
ler technologischer und marktlicher 
Entwicklungen wird diese Trennung 
jedoch in zunehmenden Maße obso-
let: Kabel-, Fest- und Mobilfunknetze 
übertragen gleichzeitig Sprache, Da-
ten und Inhalte auf Grundlage des In-
ternetprotokolls (IP) und beschleuni-
gen damit die Konvergenz von IT, Te-
lekommunikation und Medien, welche 
wiederum eng mit der Migration hin 
zu IP-basierten Next Generation Net-
works (NGNs) verknüpft ist.  

Trotz der Konvergenz verschiedener 
Netze und Dienstleistungen bleibt 
Marktmacht jedoch ein zentrales Re-
gulierungsthema, da die Auswirkun-
gen dieses Wandels zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht absehbar sind: 
Wird die Marktmacht der Incumbents 
durch die Migration hin zu NGNs ge-

schwächt? Werden neue Formen von 
Marktmacht entstehen oder wird sich 
die Situation kaum verändern? Abge-
sehen von diesen Fragen, die eng mit 
dem Thema Marktregulierung ver-
bunden sind, ergeben sich weitere 
bedeutende technologische, ökono-
mische und gesellschaftliche Heraus-
forderungen aus der wachsenden 
Verbreitung von NGNs. Diese betref-
fen u.a. die Zusammenschaltung, den 
Zugang zu Not- und Bereitschafts-
diensten und die zukünftige Ausges-
taltung von Universaldienstverpflich-
tungen. 

Um unseren Auftraggebern aus Wirt-
schaft, Verwaltung und Politik in die-
sem Kontext aussagekräftige und kri-
tische Analysen und Erkenntnisse zur 
Verfügung stellen zu können, führen 
wir internationale Vergleiche durch, 
identifizieren „best practices“ und lei-
ten daraus Empfehlungen ab, die die 
jeweiligen institutionellen und marktli-
chen Besonderheiten berücksichti-
gen. Aufgrund des interdisziplinären 
Charakters dieser Aufgabe finden un-
sere Projekte häufig in Zusammenar-
beit mit anderen Abteilungen im WIK 
sowie mit verschiedenen externen 
Partnern statt. 

J. Scott Marcus, der seit 2005 als 
Senior Consultant für WIK-Consult tä-
tig ist, übernimmt die Leitung der 
Abteilung „NGN und Internetöko-
nomie“. Vor seiner Tätigkeit am WIK 
war Marcus u.a. Senior Advisor for In-
ternet Technology bei der U.S.-
amerikanischen Regulierungsbehörde 
FCC in Washington und arbeitete als 
Chief Technology Officer (CTO) bei 
Genuity, Inc. (GTE Internetworking). 
Seine universitäre Ausbildung um-
fasst einen B.A. in Politikwissenschaf-
ten (mit Schwerpunkt auf Öffentlicher 
Verwaltung) des City College New 
York und einen M.S. von der School 

of Engineering der Columbia Univer-
sity. Marcus hat zu einer Reihe von 
politökonomischen, technologischen 
und ökonomischen Fragestellungen 
publiziert und ist insbesondere durch 
seine Arbeiten zum Thema Intercon-
nection sowie durch Vergleichsanaly-
sen zwischen dem U.S.-amerika-
nischen und dem europäischen Re-
gulierungssystem in der Fachwelt 
bestens bekannt. 

Dr. Kenneth R. Carter wechselte im 
Mai diesen Jahres von der FCC ans 
WIK. Bei der FCC war Carter Teil des 
Office of Strategic Planning (OSP) 
und dort für Markt-, Geschäfts- und 
finanzwirtschaftliche Analysen zu-
ständig. Im Rahmen dieser Tätigkeit 
beriet er den Chairman und andere 
leitende Mitarbeiter in Bezug auf zu-
künftige Entwicklungen der Tele-
kommunikationsindustrie und ihre Im-
plikationen für strategische politische 
Zielsetzungen. Zuvor arbeite er als 
Deputy Director am CITI, dem For-
schungszentrum für Telekommunika-
tion und Medien der Columbia Uni-
versity. Seine universitäre Ausbildung 
umfasst einen Executive M.B.A. der 
Columbia Business School, einen 
J.D. in Rechtswissenschaften der 
Benjamin N. Cardozo School of Law 
sowie einen B.A. der Colgate Univer-
sity. Er ist Mitautor des OSP Working 
Papers # 39, „Unlicensed and Uns-
hackled“, und häufig zitierter Experte 
für lizenzfreies Spektrum. Vor kurzem 
wurde Carter von der FCC mit dem 
„Excellence in Economic Analysis 
Award“ ausgezeichnet. Mit dieser 
prestigeträchtigen Auszeichnung wur-
den er und seine Kollegen Mark By-
kowsky und William Sharkey vom 
Vorsitzenden der FCC, Kevin Martin, 
für ihre wegbereitenden ökonomi-
schen Analysen geehrt. In zwei sich 
im erscheinen befindlichen Beiträgen 
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nutzte das Team auf innovative Art 
und Weise Ansätze der experimentel-
len Ökonomie um zu modellieren, auf 
welche Weise Marktmechanismen in 
die Frequenzpolitik, sowohl im lizen-
zierten als auch im unlizenzierten Be-
reich, eingeführt werden können. 

Dr. Christian Wernick ist seit Sep-
tember diesen Jahres am WIK tätig. 
Nach einem Studium der Betriebs-

wirtschaftslehre an der Ludwig-
Maximilians-Universität München 
promovierte er bei Prof. Dr. Dres. h.c. 
Arnold Picot an dessen Institut für In-
formation, Organisation und Mana-
gement an der LMU München und 
war dort gleichzeitig als wissenschaft-
licher Mitarbeiter tätig. Neben seiner 
Dissertationsschrift, die im September 
unter dem Titel „Strategic Investment 

Decisions in Regulated Markets“ im 
deutschen Universitätsverlag erschie-
nen ist, hat er zu verschiedenen 
Themen in den Bereichen Regulie-
rung und Breitband publiziert und 
fungierte als Managing Editor des Eu-
ropean Communication Council 
(ECC). 

 

Personelle Veränderungen 

Ende Juli hat Dr. Mark Oelmann, Mit-
arbeiter in der Abteilung Post und 
Logistik das WIK verlassen um Bera-
tungsaufgaben zur Wasserwirtschaft 
zu übernehmen. Wir wünschen ihm 
alles Gute und viel Erfolg bei seinen 
zukünftigen Aufgaben. 

Seit Juli 2007 ist Frau Dr. Margarete 
Rammerstorfer als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin an der Abteilung "Ener-
giemärkte und Energieregulierung" 
tätig. Nach ihrem Studium der Volks-
wirtschaftslehre an der Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg und der 
Wirtschaftsuniversität Wien absolvier-
te sie von 2004-2007 ein internationa-
les PhD-Programm für Finance und 
promovierte zum Thema "Investment 
in Regulated Markets: A Selection of 
Several Issues". Der inhaltliche 
Schwerpunkt ihrer Forschungstätig-
keit liegt im Bereich der Bewertung 
von regulatorischen Risiken und den 
Auswirkungen von Regulierung und 
regulatorischen Eingriffen auf Investi-
tionsverhalten 

Am 1. August 2007 hat Herr Dr. Tho-
mas Plückebaum seine Arbeit als 
Senior Consultant aufgenommen. Er 

ist der Geschäftsführung angeglie-
dert. Schwerpunkte seiner Arbeit lie-
gen derzeit in der Kostenmodellie-
rung. Zuvor arbeitete er als Regional-
leiter Technik in der Region West der 
Arcor, und war bis zur Verschmel-
zung der ISIS Multimedia Net in Düs-
seldorf zeitgleich deren Geschäftsfüh-
rer. Davor war Herr Plückebaum über 
10 Jahre in verschiedenen Telekom-
munikationsunternehmen für die Pla-
nung und den Aufbau der Netztechnik 
verantwortlich (ISIS, o.tel.o, RWE Tel-
liance). Zuvor war er bei der WestLB 
über mehr als 8 Jahre für deren nati-
onales und internationales Corporate 
Network zuständig, arbeitete u.a. im 
Projekt Neue DV-Architektur für die 
Deutsche Sparkassenorganisation mit 
und leitete das Gründungsprojekt für 
die ISIS. Er promovierte an der 
RWTH Aachen in Elektrotechnik über 
die Vernetzung von Parallelrechnern 
und studierte mit zweitem Diplom 
Wirtschaftsingenieurwesen. 

Ebenfalls seit dem 1. August ist Tors-
ten Marner als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter in der Abteilung Post und 
Logistik beschäftigt. Nach seiner 
Ausbildung zum Bankkaufmann bei 
der Deutschen Bank Bonn und sei-

nem Studium der Volkswirtschaftsleh-
re an der Universität Bonn war er als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter im In-
stitut für Verkehrswissenschaft der 
Universität Münster tätig. Schwer-
punkte seiner dortigen Forschungstä-
tigkeit waren die Straßen- und Schie-
nenverkehrsinfrastruktur, mit denen 
er sich auch im Rahmen seiner Pro-
motion befasst. Neben einschlägiger 
Projekterfahrung in den Bereichen 
Luftverkehr, Evaluation von Verkehrs-
infrastrukturinvestitionen und Investi-
tionsanreize im Schienenverkehr hat 
Herr Marner zu den Themen Privati-
sierung der Autobahnen, Straßenbe-
nutzungsgebühren, wissenschaftliche 
Politikberatung, politische Ökonomie 
und vertikale (Des-) Integration des 
Schienenverkehrs publiziert. Parallel 
zu seiner Forschungstätigkeit hatte 
Herr Marner Gelegenheit, als Dozent 
für Volkswirtschaftslehre an verschie-
denen Fachhochschulen umfangrei-
che Lehrerfahrung zu sammeln. 

Ab dem 1. Oktober wird Dr. Thomas 
Plückebaum die Leitung der Ab-
teilung Kostenmodelle und Inter-
netökonomie übernehmen. 

Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Die Hefte können entweder regelmäßig oder als Einzelheft gegen eine Schutzge-
bühr von 15,- € (Inland und europäisches Ausland) bzw. 23,- € (außereuropäisches Ausland) bei uns 
bestellt werden.  

Nr. 296: Antonia Niederprüm – Geschäftsstrategien von Postunternehmen in 
Europa (Juli 2007) 

Die ehemaligen Postverwaltungen in 
Europa haben sich seit Beginn der 
1990er Jahre in eigenständige, über-
wiegend privatwirtschaftlich organi-
sierte und zunehmend kommerziell 
orientierte Unternehmen gewandelt. 
Gleichzeitig stehen die Unternehmen 
durch die (teilweise) Öffnung der 

Briefmärkte vor weiteren Herausfor-
derungen. Der vorliegenden Diskus-
sionsbeitrag analysiert, wie vier be-
deutende Postbetreiber diesen Her-
ausforderungen begegnet sind: Deut-
sche Post, La Poste, Royal Mail und 
TNT. Dabei vergleicht der Beitrag die 
Strategien der Unternehmen konkret 

in drei Bereichen: 1) Internationalisie-
rung; 2) Filialkonzepte; 3) Optimie-
rung der Brief- und Paketlogistik. 

Ausgehend von ihren nationalen 
Brief- und Paketdienstleistungen ha-
ben diese vier Konzerne ihre Ge-
schäftsaktivitäten sowohl räumlich als 
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auch inhaltlich ausgeweitet. Während 
sich alle Postbetreiber über Akquisiti-
onen bzw. Partnerschaften innerhalb 
Europas als Paket- bzw. Express-
dienstleister etabliert haben, entwi-
ckelten sich die beiden börsennotier-
ten Betreiber Deutsche Post und TNT 
mittels bedeutender Akquisitionen zu 
weltweit tätigen Expressdienst-
leistern. Die Deutsche Post ist dar-
über hinaus in das Logistikgeschäft 
expandiert; eine Entscheidung die 
TNT 2006 über den Verkauf ihrer Lo-
gistiksparte rückgängig gemacht hat. 
Ebenso sind es nur diese beiden 
Konzerne, die sich in ausländischen 
Briefmärkten über Tochterunterneh-
men als Wettbewerber der jeweiligen 
Incumbents etablieren: So sind TNT 
u. a. in Deutschland, Österreich und 
Italien; Deutsche Post in den Nieder-
landen, Spanien und Frankreich so-

wie beide Unternehmen in Großbri-
tannien vertreten.  

Bei allen Postunternehmen ist der Be-
trieb eines flächendeckenden Filial-
netzes mit hohen Kosten verbunden. 
Mit der zunehmenden Marktöffnung, 
der Privatisierung und Kommerziali-
sierung der Postunternehmen wurden 
die Filialnetze verkleinert und viele 
eigenbetriebene Filialen in fremdbe-
triebene Agenturen umgewandelt. Zur 
besseren Auslastung der bestehen-
den Filialnetze bieten sowohl die 
Deutsche Post (über die Postbank) 
als auch die französische La Poste 
(über die neu gegründete La Banque 
Postale) Finanzdienste an. Im Ge-
gensatz zu TNT und Deutsche Post 
erhalten Post Offices Ltd. und La 
Poste für ihre Filialnetz direkte, bzw. 
indirekte finanzielle Unterstützung 
durch den Staat. 

Die Optimierung der nationalen Brief- 
und Paketlogistik ist ein weiterer 
Weg, Kosten zu senken und Qualität 
zu steigern. Während TNT und Deut-
sche Post ihre Logistiknetze bereits in 
den 1990er Jahren umfassend re-
strukturiert haben, begann dieser 
Prozess bei Royal Mail und La Poste 
erst vor wenigen Jahren. Dies mag 
ein Grund für die wesentlich höheren 
Umsatzrenditen von Deutscher Post 
und TNT im Briefbereich sein. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es 
fragwürdig, dass La Poste oder Royal 
Mail als ernstzunehmende Wettbe-
werber in einen vollständig geöffne-
ten, deutschen Briefmarkt einsteigen 
werden. Sie sind damit beschäftigt, 
sich als wettbewerbsfähige nationale 
Briefdienstleister aufzustellen. 

Nr. 297: Nicole Angenendt, Gernot Müller, Marcus Stronzik, Matthias Wissner – 
Stromerzeugung und Stromvertrieb – eine wettbewerbsökonomische Analyse 
(August 2007) 

Mit der Öffnung der Energiemärkte 
kam es ab 1997 zu einer Reihe von 
Markteintritten in den deutschen 
Strommarkt. Inzwischen haben diese 
Newcomer in ihrer Mehrzahl den 
Markt wieder verlassen. Als Gründe 
hierfür werden Planungsfehler der 
neuen Anbieter ebenso genannt wie 
die mangelnde Wechselbereitschaft 
der Konsumenten und präventive 
Preisnachlässe der Incumbents. 
Gleichzeitig hat sich seit der Liberali-
sierung die Zahl der großen Versor-
gungsunternehmen in Deutschland 
aufgrund von Fusionen und Über-
nahmen deutlich reduziert. Die Ange-
botsseite des Marktes ist außerdem 
geprägt durch einen weiter voran-
schreitenden Trend zur Vorwärtsin-
tegration der großen Erzeuger sowie 
Konzentrationsbemühungen regiona-
ler Versorgungsunternehmen. Die 
Wettbewerbssituation im deutschen 
Strommarkt ist insgesamt unbefriedi-
gend, die Strompreise steigen in 
Deutschland seit Jahren kontinuier-
lich.  

Mit der Einrichtung der Bundesnetz-
agentur als Regulierungsbehörde für 
die Übertragungs- und Verteilnetze in 

den Märkten für Strom und Gas und 
der Einführung der Anreizregulierung 
im Jahr 2009 sollten sich die Entgelte 
der Netznutzung perspektivisch für 
neue Marktteilnehmer und Verbrau-
cher positiv entwickeln. Wie aber 
sieht es mit den den Netzen vor- und 
nachgelagerten Wertschöpfungsstu-
fen, dem Erzeugungsbereich und 
dem Stromvertrieb aus?  

Diese Studie analysiert mit dem wett-
bewerbsökonomischen Instrumenta-
rium die Bereiche Stromerzeugung 
und Vertrieb und stellt dabei insbe-
sondere auf Wettbewerbshemnisse 
aufgrund des institutionellen Rah-
mens und der spezifischen Sektor-
struktur, nämlich dem hohen Grad an 
vertikaler Integration der vier großen 
Verbundunternehmen ab. 

Ziel des Beitrages ist es aufzuzeigen, 
welche Kräfte nach der Marktöffnung 
in den Bereichen Erzeugung und Ver-
trieb wirken konnten und die jetzige 
Wettbewerbssituation prägen. Dabei 
ist der Beitrag untergliedert in zwei 
selbständige Studien, wobei die je-
weiligen Wettbewerbssituationen nä-
her beleuchtet und die wesentlichen 

Entwicklungstendenzen dargestellt 
werden. Für die Stromerzeugung 
zeigt sich dabei, dass die Teilmärkte 
für Grund- und Spitzenlast durch ho-
he Marktkonzentrationen gekenn-
zeichnet sind, was bezüglich der 
Spitzenlast vor dem Hintergrund der 
relativ preisunelastischen Stromnach-
frage als besonders problematisch 
einzustufen ist. Dem Grenzanbieter 
erwächst dadurch im engen Markt zu 
Spitzenlastzeiten die Möglichkeit der 
erhöhten Einflussnahme auf die Prei-
se. Im Stromvertrieb liegen Marktzu-
trittsbarrieren vor allem in Form über-
höhter Netznutzungsentgelte von sol-
chen Netzbetreibern vor, die zugleich 
Versorger oder in erheblichen Maße 
an Versorgern beteiligt sind. Ergeb-
nisse des Subtraktionstests, durch 
den der implizite Strompreis ermittelt 
werden kann, deuten darauf hin, dass 
viele vertikal integrierte Unternehmen 
den Strompreis subventionierten, z.T. 
soweit, dass negative Gewinnmargen 
auftraten. Dies machte es für neue 
Wettbewerber so gut wie unmöglich, 
in den Markt einzutreten. 

Nr. 298: Christian Growitsch, Matthias Wissner – Die Liberalisierung des Zähl- 
und Messwesens (September 2007) 

Im Jahre 2005 erfolgte im Zuge der 
EnWG-Novelle auch eine Liberalisie-
rung des bis dahin den Netzbetrei-
bern vorbehaltenen Zähl- und Mess-
wesens in Deutschland. Während der 

Bereich des Messstellenbetriebs, also 
der Einbau, der Betrieb und die War-
tung der Zähler, bereits freigegeben 
ist, wartet der Prozess der Messung, 
d.h. der Ablesung, Aufbereitung und 

Weitergabe der Messdaten, auf die 
Verabschiedung einer entsprechen-
den Verordnung durch die Bundesre-
gierung. Derzeit sind 16 Unterneh-
men als Messstellenbetreiber beim 
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VDN registriert, neun sind unabhän-
gig von einem Netzbetreiber. Die Zahl 
der Anfragen nach Messstellenbetrieb 
durch Dritte lag im Jahre 2005 bei ca. 
2000, also noch im Promillebereich 
angesichts von ca. 40 Mio. Zählern 
alleine in den privaten Haushalten. 
Durch die Liberalisierung sind grund-
sätzlich Wohlfahrtsgewinne zu erwar-
ten, da der Übergang von einem mo-
nopolistischen bzw. regulierten Um-
feld hin zu einem wettbewerblichen 
Markt mit grenzkostenorientierter 
Preisbildung stattfindet. Derzeit be-
stehen allerdings noch erhebliche 
Hindernisse, die den Zutritt neuer Ak-
teure erschweren. So existieren z.B. 
hohe Marktzutrittskosten, da spezifi-
sche Technologien und Prozesse der 
einzelnen Netzbetreiber zu mangeln-
der Interoperabilität beim Einsatz der 
Messgeräte neuer Anbieter in Netzen 
dritter Netzbetreiber führen. Daraus 
resultieren zu hohe Transaktionskos-
ten. Die quantitative Analyse von 
Netznutzungsentgelten und Zähl- und 

Messpreisen der Netzbetreiber für 
den Zeitraum von 2000 bis 2006 er-
gab im Zeitablauf leicht fallende 
Messpreise. 

Parallel zur Liberalisierung des Mark-
tes fand bei den Zählern selbst ein 
Technologiesprung statt. Die Fähig-
keiten intelligenter Zähler (Smart Me-
ter) gehen weit über die der mechani-
schen Ferrariszähler hinaus und 
könnten so die Grundlage für effizien-
tere Prozessabläufe und neue Pro-
dukte und Dienstleistungen bilden. So 
ist z.B. das Angebot zeitvariabler Ta-
rife möglich oder die einfachere Ein-
bindung von Endverbrauchern in das 
Netzlastmanagement.  

In anderen Ländern wurden differen-
zierte Liberalisierungsansätze ge-
wählt. In Großbritannien waren vor-
mals die Netzbetreiber für den Zäh-
lereinbau und –betrieb zuständig. Die 
Befugnis zur Wahl des Messstellen-
betreibers wurde im Zuge der Libera-
lisierung auf die Lieferanten übertra-

gen, die die Messstellenbetreiber zu-
meist über Ausschreibungen auswäh-
len. Im Strombereich erfolgt der 
Messstellenbetrieb so schon zu 20% 
auf wettbewerblicher Basis. In den 
Niederlanden sind die Endverbrau-
cher dazu berechtigt, Messstellenbe-
trieb und Messung selbst durchzufüh-
ren oder einen Dritten zu beauftra-
gen. Das Angebot neuer Dienstleister 
konzentriert sich dort aber bisher 
hauptsächlich auf den leistungsge-
messenen Bereich. 

Regulatorischer Handlungsbedarf in 
Deutschland besteht hauptsächlich 
bezüglich einer genauen Kostenprü-
fung der einzelnen Prozesse Mess-
stellenbetrieb, Messung und Abrech-
nung der Netzbetreiber, um Quersub-
ventionierung zwischen diesen Berei-
chen auszuschließen. Auch sollte 
alsbald die Freigabe der Dienstleis-
tung „Messen“ erfolgen. 

Nr. 299: Stephan Jay – Bedeutung von Bitstrom in europäischen Breitbandvor-
leistungsmärkten (September 2007) 

Vor dem Hintergrund des Einfüh-
rungsprozess von Bitstrom in 
Deutschland und der fortgesetzten 
Diskussion über die Ausgestaltung 
von Bitstromprodukten zielt die vor-
liegende Studie darauf ab, die Bedeu-
tung von Bitstrom für Breitbandvor-
leistungsmärkte zu untersuchen. Das 
Ziel ist es dabei auch, die Positionie-
rung gegenüber anderen Vorleistun-
gen und die Leistungsmerkmale von 
Bitstrom im Kontext der Ladder of In-
vestment zu untersuchen. Dies ge-
schieht durch konkrete quantitative 
und qualitative Analyse. 

Ausgehend von der Bitstromdefinition 
der European Regulators Group wird 
eine Bestandsaufnahme hinsichtlich 
der Verfügbarkeit und Varianten von 
Bitstrom gemacht. In einem ersten 
Schritt erfolgt dies auf europäischer 
Ebene auf Basis von Datenmaterial 
der European Competitive Telecom-
munications Association und des 12. 
Implementierungsberichts der Euro-
päischen Kommission. Die ersten 
Schlussfolgerungen werden um eine 
regulierungsökonomische Analyse 
der historischen Entwicklung in aus-
gewählten Ländermärkten (Frank-
reich, Großbritannien, Belgien) erwei-
tert. Dabei werden Erklärungsansätze 
für die Vorleistungsnutzung und rela-

tive Bedeutung der einzelnen Vorleis-
tungen in regulatorischen Entschei-
dungen und Rahmenbedingungen, 
sowie strategischen Neuausrichtun-
gen der Wettbewerber im Zeitablauf 
gesucht. Aufgrund der Heterogenität 
der Breitbanddienstleistung an sich 
und der Realisierung von Bitstrom im 
speziellen werden dann in einem drit-
ten Schritt die Bitstromstandardange-
bote in den fünf europäischen Län-
dern mit dem höchsten Maß an Bit-
stromnutzung analysiert (Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Spanien, Bel-
gien). Dabei werden die wesentlichen 
Gestaltungsparameter identifiziert, 
verglichen und hinsichtlich ihres Diffe-
renzierungspotentials eingeordnet. 

Im Laufe der Analyse wird deutlich, 
dass es grundsätzliche Abgrenzungs-
schwierigkeiten zwischen Resale und 
Bitstrom gibt. Des weiteren werden in 
den Ländern regelmäßig nur ein oder 
zwei Vorleistungen in größerem Ma-
ße eingesetzt. Bitstrom hat dabei in 
vier der fünf großen Industrieländer 
Westeuropas einen entscheidenden 
Anteil an der Vorleistungsnutzung. 
Die historische Betrachtung offenbart 
grundlegende Umschichtungen der 
nationalen Vorleistungsnutzung, die 
sich im Sinne der Evolution der Lad-
der of Investment deuten lassen. In 

keinem Land ist dies allerdings so 
deutlich nachvollziehbar wie in Frank-
reich. Beim Vergleich der Standard-
angebote zeigt sich, dass neben den 
direkten Verkehrsklassen auch ande-
re Gestaltungsmerkmale die relative 
Position von Bitstrom gegenüber an-
deren Vorleistungen definieren. Hin-
sichtlich der Qualitätsmerkmale als 
Schlüsselelement kann festgestellt 
werden, dass die Einflussmöglichkei-
ten bei IP Bitstrom wesentlich gerin-
ger als bei ATM Bitstrom sind. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund einer 
Zunahme des Local Loop Unbundling 
stellt dies jedoch nicht die Komple-
mentarität von Bitstrom generell in 
Frage. Die Abwesenheit von Quali-
tätsmerkmalen bei heutigen IP Bit-
strom Angeboten darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Rolle von 
Bitstrom mit ausgeprägten Differen-
zierungsmöglichkeiten in der Zukunft 
bei wachsender Diensteintegration im 
NGN eher steigen, denn fallen wird. 
Insbesondere mit der Realisierung 
von FTTx Strategien mag mit Blick 
auf einen nachhaltigen, infrastruktur-
basierten Wettbewerb der Bitstrom-
zugang gegenüber LLU wieder an 
Bedeutung gewinnen. 
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Diskussionsbeiträge 
Nr. 275:  Ralf G. Schäfer, Andrej Schöbel: – Incumbents 

und ihre Preisstrategien im Telefondienst - ein 
internationaler Vergleich (Juni 2006) 

Nr. 276:  Alex Dieke, Sonja Schölermann – Wettbe-
werbspolitische Bedeutung des Postleitzahlen-
systems (Juni 2006) 

Nr. 277:  Marcus Stronzik, Oliver Franz – Berechnungen 
zum generellen X-Faktor für deutsche Strom- 
und Gasnetze: Produktivitäts- und Inputpreisdif-
ferential, Juli 2006 

Nr. 278:  Alexander Kohlstedt – Neuere Theoriebeiträge 
zur Netzökonomie: Zweiseitige Märkte und  
On-net/Off-net-Tariffdifferenzierung, August 
2006 

Nr. 279:  Gernot Müller – Zur Ökonomie von Trassen-
preissystemen, August 2006 

Nr. 280:  Franz Büllingen, Peter Stamm in Kooperation 
mit Prof. Dr.-Ing. Peter Vary, Helge E. Lüders 
und Marc Werner (RWTH Aachen) – Potenziale 
alternativer Techniken zur bedarfsgerechten 
Versorgung mit Breitbandzugängen, September 
2006 

Nr. 281: Michael Brinkmann, Dragan Ilic – Technische 
und ökonomische Aspekte des VDSL-Ausbaus, 
Glasfaser als Alternative auf der (vor-) letzten 
Meile, Oktober 2006 

Nr. 282: Franz Büllingen – Mobile Enterprise-Solutions – 
Stand und Perspektiven mobiler Kommunikati-
onslösungen in kleinen und mittleren Unter-
nehmen, November 2006 

Nr. 283: Franz Büllingen, Peter Stamm – Triple Play im 
Mobilfunk: Mobiles Fernsehen über konvergen-
te Hybridnetze, Dezember 2006 

Nr. 284: Mark Oelmann, Sonja Schölermann – Die An-
wendbarkeit von Vergleichmarktanalysen bei 
Regulierungsentscheidungen im Postsektor, 
Dezember 2006 

Nr. 285: Iris Böschen – VoIP im Privatkundenmarkt – 
Marktstrukturen und Geschäftsmodelle, De-
zember 2006 

Nr. 286: Franz Büllingen, Christin-Isabel Gries, Peter 
Stamm – Stand und Perspektiven der Tele-
kommunikationsnutzung in den Breitbandka-
belnetzen, Januar 2007 

Nr. 287: Konrad Zoz – Modellgestützte Evaluierung von 
Geschäftsmodellen alternativer Teilnehmer-
netzbetreiber in Deutschland, Januar 2007 

Nr. 288: Wolfgang Kiesewetter – Marktanalyse und Ab-
hilfemaßnahmen nach dem EU-Regulierungs-
rahmen im Ländervergleich, Februar 2007 

Nr. 289: Dieter Elixmann, Ralf G. Schäfer, Andrej Schö-
bel – Internationaler Vergleich der Sektorper-
formance in der Telekommunikation und ihrer 
Bestimmungsgründe, Februar 2007 

Nr. 290: Ulrich Stumpf – Regulatory Approach to Fixed-
Mobile Substitution, Bundling and Integration, 
März 2007 

Nr. 291: Mark Oelmann – Regulatorische Marktzutritts-
bedingungen und ihre Auswirkungen auf den 
Wettbewerb: Erfahrungen aus ausgewählten 
Briefmärkten Europas, März 2007 

Nr. 292: Patrick Anell, Dieter Elixmann – „Triple Play“-
Angebote von Festnetzbetreibern: Implikatio-
nen für Unternehmensstrategien, Wettbewerbs 
(politik) und Regulierung, März 2007 

Nr. 293: Daniel Schäffner – Bestimmung des Aus-
gangsniveaus der Kosten und des kalkulatori-
schen Eigenkapitalzinssatzes für eine Anreiz-
regulierung des Energiesektors, April 2007 

Nr. 294: Alex Kalevi Dieke, Sonja Schölermann – Ex-
ante-Preisregulierung nach vollständiger Markt-
öffnung der Briefmärkte, April 2007 

Nr. 295: Alex Kalevi Dieke, Martin Zauner – Arbeitsbe-
dingungen im Briefmarkt, Mai 2007 

Nr. 296: Antonia Niederprüm – Geschäftsstrategien von 
Postunternehmen in Europa , Juli 2007 
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